Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1876 


Sachgebiet 78 


Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 1. März 1971 

’ 1/4 (IV/1) — 68070 — E — Ge 18/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Unterriditung der gesetzgebenden Körpersdiaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäisdien Gemeinsdiaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtsdiafts- 
gemeinsdiaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge der Preise für Getreide und Mehl, 
Grütze und Grieß von Weizen oder Roggen für das Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG hinsichtlich der Aufkaufverpflich- 
tung der Interventionsstellen 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des 
Richtpreises für geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 
1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des 
Zeitraumes, während dessen Rohreis von der Interventions- 
stelle angekauft werden muß, und der monatlichen Zu- 
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sdiläge zu den Preisen für Rohreis und gesdiälten Reis, 
im Wirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Richtpreise und der Interventionsgrundpreise für Dlsaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Hauptinterventionsorte für Dlsaaten und der dort gelten- 
den abgeleiteten Interventionspreise für das Wirtschafts- 
jahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucher 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Preise im Sektor Zucker, der Standardqualität für WeiB- 
zucker und für Zuckerrüben sowie des in Artikel 24 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten Koeffizienten für 
das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
abgeleiteten Interventionspreise, der Interventionspreise 
für Rübenrohzucker, der Zuckerrübenmindestpreise, der 
Schwellenpreise, der Garantiemenge und des Höchstbe- 
trags der Produktionsabgabe für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des 
Richtpreises für Milch sowie der Intervenfionspreise für 
Butter, Magermilchpulver, Grana Padano und Parmigiano 
Reggiano für das Milchwirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse für das 
MUchwirtschaftsjahr 1971/72 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
im Milchwirtschaftsjahr 1971/72 gültigen Beihilfen für 
Magermilch und Magermilchpulver, die für Futterzwecke 
verwendet werden 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für Kälber und ausgewachsene Rinder 
für die Wirtschaftsjahre 1971/72 und 1972/73 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Ziel- und Interventionspreise und der Bezugsqualitäten für 
Tabakblätter für die Ernte des Jahres 1971 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Beihilfe für Flachs und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1971/72. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 
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Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nidit. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtsdiaftsjahr 

1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 196? über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./71 ^), insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 4 und Artikel 4 Ab- 
satz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise sind die 
Zielsetzungen der gemeinsamen Agrarpolitik und 
der Beitrag zu berücksichtigen, den die Gemein- 
schaft zur harmonischen Entwicklung des Welthan- 
dels leisten will. Die gemeinsame Agrarpolitik 
hat insbesondere das Ziel, der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung zu 
gewährleisten, die Versorgungssicherheit zu garan- 
tieren und die Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen sicherzustellen. 

Die Bedeutung des Getreides für die Landwirt- 
schaft der Gemeinschaft und der Einfluß der Ge- 
treidepreise auf den Preis zahlreicher landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse und damit auf das Einkom- 
men der in der Landwirtschaft Beschäftigten sind 
groß. Die Richtpreise für die wichtigsten Getreide- 
arten müssen in einem Verhältnis zueinander fest- 
gesetzt werden, das ihrem Produktionsniveau, der 
Ausrichtung der Produktion, ihrer Verwendung so- 
wie der Verbesserung der landwirtschaftlichen Ein- 
kommen Rechnung trägt. 

Eine Erhöhung des Richtpreises für Weichweizen 
sowie des Rieht- und des Interventionspreises für 
Gerste würde jedoch eine Verbesserung der Pro- 
duktionsbedingungen für diese Getreidearten er- 
möglichen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom 1971, S 


Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG muß der Rat jedes Jahr gleichzei- 
tig mit den Preisen den Zeitraum festsetzen, wäh- 
rend dem die Interventionsstellen verpflichtet sind, 
das ihnen angebotene Getreide aufzukaufen. Die 
Ausklammerung der ersten Monate des Wirtschafts- 
jahres aus diesem Zeitraum würde zu einer ela- 
stischeren Preisbildung zu Beginn des Wirtschafts- 
jahres und einer aktiven Suche nach Lager- und 
Handelsplätzen unter Vermeidung umfangreicher 
Lieferungen an die Interventionsstelle bereits zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres führen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1971/72 werden die Richt- 
preise und die Grundinterventionspreise für Ge- 
treide sowie der garantierte Mindestpreis für Hart- 


weizen wie folgt festgesetzt: 

RE je 
1000 kg 

a) Richtpreise 

Weichweizen 108,37 

Roggen 97,50 

Gerste 100,21 

Mais 95,94 

Hartweizen 125,00 

b) Grundinterventionspreise 

Weichweizen 98,75 

Roggen 91,00 

Gerste 92,91 

Hartweizen 117,50 


c) Garantierter Mindestpreis für Hartweizen 145,00 
Artikel 2 

Die von den Mitgliedstaaten bestimmten Inter- 
ventionsstellen sind verpflichtet, das ihnen ange- 
botene Getreide während folgendem Zeitraum auf- 
zukaufen: 

— für Weichweizen, Hartweizen und Roggen: vom 
1. September 1971 bis 31. Juli 1972, 

— für Gerste: vom 1. Oktober 1971 bis 31. Juli 1972 
und 

— für Mais vom 1. November 1971 bis 31. Juli 1972. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge der Preise für Ge- 
treide und Mehl, Grütze und Grieß von Weizen oder Roggen 
für das Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . . insbeson- 
dere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Anzahl und der Höhe der 
monatlichen Zuschläge sowie des ersten Monats, 
in dem diese angewandt werden, ist es angebracht, 
einerseits die Lager- und Kreditkosten für die Ge- 
treidelagerung in der Gemeinschaft und anderer- 
seits die Notwendigkeit eines Absatzes der Lager- 
bestände entsprechend den Bedürfnissen des Mark- 
tes sowie das notwendige Verhältnis zwischen den 
Marktpreisen für die verschiedenen Getreidearten 
zu berücksichtigen. 

Diesen Erfordernissen kann entsprochen werden, 
wenn für Weich- und Hartweizen der Beginn der 
monatlichen Zuschläge auf den 1. September und 
deren Gesamtbetrag für Weichweizen auf 10,50 RE 
je Tonne festgesetzt werden; da die Finanzierungs- 
kosten für Hartweizen höher sind, muß der Betrag 
der monatlichen Zuschläge für diese Getreideart 
höher als für Weichweizen festgesetzt werden. 

Insbesondere deswegen, weil der Verkaufszeit- 
raum für Gerste und Mais kürzer ist als für Brot- 
getreide, ist es für Gerste und Mais zweckmäßig, 
eine achtmonatige, am 1. Oktober beginnende Staf- 
felung der Preise festzusetzen; ferner ist die beson- 
dere Verwendung des Roggens in bestimmten Ge- 
bieten der Gemeinschaft zu berücksichtigen und in- 
folgedessen eine Staffelung für diese Getreideart 
festzusetzen, die am 1. September beginnt und sich 
über neun Monate erstreckt. 

Die monatlichen Zuschläge für die Schwellen- 
preise der übrigen Futtergetreidearten müssen in 
der gleichen Höhe und für den gleichen Zeitraum 
wie für Gerste und Mais festgesetzt werden, damit 
während des gesamten Wirtschaftsjahres das be- 
stehende Verhältnis zwischen den Schwellenpreisen 

. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S. . . . 


der verschiedenen Futtergetreidearten erhalten 
bleibt. 

Wegen des späteren Beginns der Vermarktung 
bei Mais ist es angebracht, von der für Gerste gel- 
tenden Regelung abzuweichen und den Beginn der 
monatlichen Zuschläge des Interventionspreises für 
Mais auf den 1. November sowie deren Betrag 
höher als für Gerste festzusetzen, damit das gegen- 
wärtig bestehende Verhältnis zwischen den Inter- 
ventionspreisen für Gerste und Mais nicht ver- 
ändert wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In dieser Verordnung werden die monatlichen Zu- 
schläge der Rieht-, Schwellen- und Interventions- 
preise für die in Artikel 1 Buchstaben a), b) und c) 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten Er- 
zeugnisse für das Wirtschaftsjahr 1971/72* festge- 
setzt. 

Artikel 2 

Die monatlichen Zuschläge für den im ersten Mo- 
nat des Wirtschaftsjahres geltenden Rieht- und 
Schwellenpreis für Weichweizen, Hartweizen, 
Gerste, Roggen und Mais betragen: 

(RE/1000 kg) 


Monat 

Weich- 

weizen 

Hart- 

wei- 

zen 

Rog- 

gen 

Gerste 

Mais 

August 

— 

— 

— 

— 

— 

September 

1,05 

1,15 

0,95 

— 

— 

Oktober 

2,10 

2,30 

1,90 

0,85 

0,85 

November 

3,15 

3,45 

2,85 

1,70 

1,70 

Dezember 

4,20 

4,60 

3,80 

2,55 

2,55 

Januar 

5,25 

5,75 

4,75 

3,40 

3,40 

Februar 

6,30 

6,90 

5,70 

4,25 

4,25 

März 

7,35 

8,05 

6,65 

5,10 

5,10 

April 

8,40 

9,20 

7,60 

5,95 

5,95 

Mai 

9,45 

10,35 

8,55 

6,80 

6,80 

Juni 

10,50 

11,50 

8,55 

6,80 

6,80 

Juli 

10,50 

11,50 

8,55 

6,80 

6,80 
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Artikel 3 

Die monatlichen Zuschläge für den im erster; 
Monat des Wirtschaftsjahres geltenden Interven- 
tionspreis für Weichweizen, Hartweizen, Gerste, 
Roggen und Mais betragen: 

(RE/1000 kg) 


Monat 

Weich- 

weizen 

Hart- 

wei- 

zen 

Rog- 

gen 

Gerste 

Mais 

August 

— 

— 

— 

— 

— 

September 

1,05 

1,15 

— 

— 

— 

Oktober 

2,10 

2,30 

0,95 

0,85 

— 

November 

3,15 

3,45 

1,90 

1,70 

1,05 

Dezember 

4,20 

4,60 

2,85 

2,55 

1,05 

Januar 

5,25 

5,75 

3,80 

3,40 

2,10 

Februar 

6,30 

6,90 

4,75 

4,25 

3,15 

März 

7,35 

8,05 

5,70 

5,10 

4,20 

April 

8,40 

9,20 

6,65 

5,95 

5,25 

Mai 

9,45 

10,35 

7,60 

6,80 

6,30 

Juni 

— 

— 

8,55 

— 

6,30 

Juli 

— 

— 

— 

— 

6,30 


Artikel 4 

1. Die monatlichen Zuschläge für den im ersten 
Monat des Wirtschaftsjahres geltenden Schwellen- 
preis für Hafer, Buchweizen, Sorghum und Dari, 
Hirse aller Art, ausgenommen Sorghum und Dari, 
und Kanariensaat sind diejenigen, die für den 
Schwellenpreis von Gerste angewendet werden. 

2. Die monatlichen Zuschläge für den im ersten 
Monat des Wirtschaftsjahres geltenden Schwellen- 


preis für Mengkorn sind diejenigen, die für den 
Schwellenpreis von Weichweizen angewendet wer- 
den. 

Artikel 5 

Die monatlichen Zuschläge für den im ersten Mo- 
nat des Wirtschaftsjahres geltenden Schwellenpreis 
für Mehl von Weizen, Mengkorn und Roggen sowie 
für Grütze und Grieß von Weizen (Weichweizen 
oder Hartweizen) betragen 

(RE/1000 kg) 


Monat 
Mehl von 

Weizen 

und 

Meng- 

korn 

Mehl 

von 

Roggen 

Grütze 

und 

Grieß 

von 

Weich- 

weizen 

Grütze 

und 

Grieß 

von 

Hart- 

weizen 

August 

— 

— 

— 

— 

September 

1,50 

1,35 

1,50 

1,80 

Oktober 

3,00 

2,70 

3,00 

3,60 

November 

4,50 

4,05 

4,50 

5,40 

Dezember 

6,00 

5,40 

6,00 

7,20 

Januar 

7.50 

6,75 

7.50 

9,00 

Februar 

9,00 

8,10 

9,00 

10,80 

März 

10,50 

9,45 

10,50 

12,60 

April 

12,00 

10,80 

12,00 

14,40 

Mai 

13,50 

12,15 

13,50 

16,20 

Juni 

15,00 

13,50 

15,00 

18,00 

Juli 

15,00 

13,50 

15,00 

18,00 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG hinsichtlich der 
Aufkaufverpflichtung der Interventionsstellen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Getreide ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2434/70 2), sind die von den Mitgliedstaaten be- 
stimmten Interventionsstellen während des ganzen 
Getreidewirtschaftsjahres verpflichtet, das ihnen an- 
gebotene Getreide aufzukaufen. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß die Getreideerzeuger in bestimmten 
Gebieten der Gemeinschaft schon zu Beginn des 
Wirtschaftsjahres der Interventionsstelle Getreide 
anbieten, ohne sich aktiver um bessere Absatzmög- 
lichkeiten zu bemühen. Wenn die Interventionsstel- 
len nur während eines bestimmten, alljährlich fest- 
zusetzenden Zeitraums verpflichtet wären, das ihnen 
angebotene Getreide aufzukaufen, wäre die Preis- 
bildung zu Beginn des Wirtschaftsjahres elastischer, 
und die Suche nach Lagerungs- und Absatzmöglich- 
keiten würde aktiviert — 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 262 
vom 3. Dezember 1970, S. 1 


I HAT FOLGENDE VERORDNUNGEN ERLASSEN: 
Artikel 1 

I Artikel 4 Absatz 3 wird durch folgenden Unterab- 
satz ergänzt: 

„Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz 2 des Vertrages gleichzeitig mit der Festset- 
zung der in Artikel 2 genannten Preise alljährlich 
den Zeitraum fest, in dem die Interventionsstellen 
i verpflichtet sind, das ihnen angebotene Getreide 
I aufzukaufen." 

Artikel 2 

Artikel 7 Absatz 1 wird durch folgenden Absatz er- 
gänzt: 

„l.Die von den Mitgliedstaaten bestimmten Inter- 
ventionsstellen sind während des ganzen Zeit- 
raums, in dem die Aufkaufverpflichtung besteht, 
verpflichtet, das ihnen angebotene, in Artikel 4 
genannte und in der Gemeinschaft geerntete Ge- 
! treide aufzukaufen, sofern die Angebote be- 
' stimmten gemäß Absatz 5 festzulegenden Bedin- 
gungen, insbesondere hinsichtlich der Qualität 
und der Menge, entsprechen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung ist ab 1. August 1971 anwend- 
bar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für das 

Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis ^), zuletzt geändert durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2434/70^), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Reis ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik, 
als auch dem Beitrag, den die Gemeinschaft zur 
harmonischen Entwicklung des Welthandels leisten 
will, Rechnung zu tragen. Insbesondere ist es das 
Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 262 
vom 3. Dezember 1970, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . . 
vom S 


haltung zu sichern, die Sicherheit der Versorgung 
und vernünftige Preise für Lieferungen an die Ver- 
braucher zu garantieren. 

Im übrigen ist wichtig, daß bei voller Berücksich- 
tigung des Verhältnisses zwischen Interventions- 
preisen und Richtpreis letzterer in einer Höhe fest- 
gesetzt wird, die den Absatz einheimischen Reises 
nach dem Norden der Gemeinschaft fördert. Dieser 
Absatz war unter anderem durch Schwierigkeiten 
behindert worden, die sich daraus ergaben, daß — 
da der Richtpreis für geschälten Reis, der Interven- 
tionspreis jedoch für Rohreis festgesetzt wird — die 
technischen Kosten, die beide Bearbeitungsstufen 
unterscheiden, sich erhöht haben. 

Infolgedessen ist der Richtpreis, unter Berücksich- 
tigung der Änderung der erwähnten Faktoren zu 
erhöhen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einzig er Artikel 

Für das Vermarktungsjahr 1971/72 wird der Richt- 
preis für geschälten Reis auf 19,70 Rechnungseinhei- 
ten je 100 Kilogramm festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 359/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG des Rates vom 27. Juli 1967 2), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/70^), 
sind die Interventionspreise für Rohreis für Arles 
und Vercelli von dem für Duisburg festgesetzten 
Richtpreis für geschälten Reis abzuleiten, wobei die 
Transportkosten zwischen diesen Orten zu berück- 
sichtigen, der Preis für geschälten Reis in den Preis 
für Rohreis umzurechnen und das auf diese Weise 
erzielte Ergebnis um 4 v. H. zu verringern sind. 


satzmöglichkeilen zu kümmern. Würden die Inter- 
ventionsstellen verpflichtet, nur Rohreis aufzukau- 
fen, der ihnen innerhalb einer bestimmten, jedes 
Jahr neu festzulegenden Zeitspanne angeboten wird, 
so würde dies zu größerer Beweglichkeit bei der 
Preisbildung zu Beginn des Reiswirtschaftsjahres 
und aktiver Bemühung um Einlagerungs- und Ver- 
marktungsorte führen — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

In Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG werden der erste und zweite Unterabsatz durch 
folgenden Text ersetzt; 

„Die Interventionspreise für Arles und Vercelli 
werden wie folgt festgesetzt: 

- — der Richtpreis für geschälten Reis wird für Arles 
bzw. Vercelli abgeleitet, 


Die Erfahrung zeigt, daß die konkrete Entwick- 
lung des Marktes sowie die Preisunterschiede durch 
die Existenz einer festen Spanne auf einem sehr be- 
grenzten Niveau, welche die Erschwerung der An- 
passung des Angebots an die Nachfrage zur Folge 
hatte, gebremst wurde. Es ist folglich angebracht, 
keine feste Spanne mehr für die Festsetzung des 
Interventionspreises von Rohreis in den Erzeugungs- , 
gebieten Arles und Vercelli festzulegen, sondern ^ 
diese Festsetzung so vorzunehmen, daß die Unter- i 
schiede zwischen diesen Preisen und den theoreti- i 
sehen Richtpreisen von Rohreis in denselben Gebie- 
ten den im Falle einer normalen Ernte und unter 
natürlichen Preisbildungsbedingungen auf dem | 
Markt zu erwartenden Preisunterschieden entspre- i 
chen und den freien Warenverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft gemäß den tatsächlichen Marktbedürf- | 
nissen erlauben. j 

Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 359/ j 
67/EWG sind die von den Mitgliedstaaten zu be- | 
stimmenden Interventionsstellen während des gan- 
zen Reiswirtschaftsjahres verpflichtet, den ihnen an- j 
gebotenen Rohreis aufzukaufen. Die Erfahrung hat ■ 
gezeigt, daß sich die Besitzer von Rohreis in man- 
chen Gebieten der Gemeinschaft vom Beginn des 
Reiswirtschaftsjahres an an die Interventionsstelle 
wenden, ohne sich selbst aktiv um die besten Ab- | 


J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom S 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 262 
vom 3, Dezember 1970, S. 1 


— dieser abgeleitete Preis wird auf Rohreis umge- 
rechnet, und zwar nach Maßgabe der Umrech- 
nungssätze, der Verarbeitungskosten und des 
Wertes der Nebenerzeugnisse. 

Die oben genannte Preisbestimmung ist so durch- 
zuführen, daß der Unterschied zwischen den Inter- 
ventionspreisen sowie der Unterschied zwischen 
den Interventionspreisen und dem Richtpreis den 
Preisunterschieden entspricht, die, im Falle einer 
normalen Ernte und unter natürlichen Preisbil- 
dungsbedingungen, den freien Warenverkehr inner- 
halb der Gemeinschaft gemäß den tatsächlichen 
Markibedürfnissen erlauben." 


Artikel 2 

1. Absatz 1 des Artikels 5 der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG wird durch folgenden Absatz er- 
setzt: 

„1. Während des ganzen Zeitraumes, in dem An- 
kauf^pllicht besteht, sind die von den Mitglied- 
staaten zu bestimmenden Interventionsstellen ver- 
pflichtet, den ihnen angebotenen und in der Gemein- 
schaft geernteten Rohreis anzukaufen, sofern die 
Angebote bestimmten, gemäß Absatz 5 festzulegen- 
den Bedingungen, insbesondere hinsichtlich Quali- 
tät und Menge, entsprechen." 

2. Absatz 4 des genannten Artikels wird durch fol- 
genden Unterabsatz vervollständigt: 

„Nach demselben Verfahren legt der Rat jedes 
Jahr gleichzeitig mit der Festsetzung der in Artikel 4 


9 



Drucksache VI/ 1876 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Absatz 3 erwähnten Preise den Zeitraum fest, wäh- 
rend welchem die Interventionsstellen verpflichtet 
sind, den ihnen angebotenen Rohreis anzukaufen.'' 


Artikel 3 

Diese Verordnung ist ab 1. September 1971 an- 
wendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung des Zeitraumes, währenddessen Rohreis von 
der Interventionsstelle angekauft werden muß, und der monat- 
lidien Zuschläge zu den Preisen für Rohreis und geschälten Reis, 
im Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . ./71 insbesondere auf Arti- 
kel 5 Absatz 1 und Artikel 7 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG sind die Interventionsstellen nur während 
eines jeden Jahres neu festzulegenden Zeitraumes 
verpflichtet, den ihnen angebotenen Rohreis anzu- 
kaufen. Bei Festlegung dieses Zeitraumes sind die 
Monate zu Beginn des Wirtschaftsjahres auszu- 
schließen, um zu verhindern, daß große, der Inter- 
vention zugeführte Mengen zu einer Belastung des 
Marktes und zu einem Preisrückgang führen. 

Infolgedessen sollte die Verpflichtung zur Inter- 
vention erst ab November festgelegt werden, was zu 
größerer Beweglichkeit bei der Preisbildung auf 
dem Markt zu Beginn des Wirtschaftsjahres und zu 
aktiver Bemühung um Einlagerungs- und Vermark- 
tungsorte führen dürfte. 

Bei der Festsetzung von Anzahl und Höhe der 
monatlichen Zuschläge sowie des ersten Monats, 
in welchem sie anzuwenden sind, ist einerseits den 
Lager- und Finanzierungskosten für Reis in der Ge- 
meinschaft, andererseits der Notwendigkeit Rech- 
nung zu tragen, die Reisvorräte den Marktbedürf- 
nissen entsprechend abzusetzen. 

Um den im Laufe der letzten Jahre, namentlich bei 
den Finanzierungskosten eingetretenen Preissteige- 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. 174 

vom 31. Juli 1967, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . . 

vom 1971, S 


rungen Rechnung zu tragen, sind erstens die monat- 
lichen Zuschläge für Rohreis nach denselben Staffe- 
lungen wie für das Wirtschaftsjahr 1970/71, nur im 
ganzen höher, zweitens die für geschälten Reis in 
einer Höhe festzusetzen, die den Zuschlägen für 
Rohreis und dem Verhältnis zwischen den beiden 
Bearbeitungsstufen Rechnung trägt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Reis Wirtschaftsjahr 
1971/72. 

A r t i k e 1 2 

Der Zeitraum, in dem die von den Mitgliedstaaten 
bestimmten Interventionsstellen verpflichtet sind, 
den ihnen angebotenen Rohreis anzukaufen, beginnt 
am 1. November und endet am 31. August. 


Artikel 3 

1. Die in Artikel 7 Absatz 1 und in Artikel 14 
Absatz 2 der Verordnungs Nr. 359/67/EWG vorge- 
sehenen monatlichen Zuschläge betragen 

— 0,12 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Roh- 
reis 

— 0,14 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm ge- 
schälten Reis. 

2. Diese monatlichen Zuschläge gelten vom 1. De- 
zember bis zum 1. Juli. Die auf diese Weise für den 
Monat Juli erzielten Preise gelten bis zum 31. Au- 
gust. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Riditpreise und der Interventionsgrund- 
preise für Olsaaten für das Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2554/70^), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1, 

auf Vorsdilag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für Ölsaaten ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu garantieren. 

Der Richtpreis ist unter Berücksichtigung der Not- 
wendigkeit, in der Gemeinschaft das erforderliche 
Produktionsvolumen aufrechtzuerhalten, auf einer 
für den Erzeuger angemessenen Höhe festzusetzen. 
Dies kann dadurch erreicht werden, daß dieser Preis 
auf einer Höhe festgesetzt wird, die einerseits die 
Beibeh'altung der im vorangegangenen Wirtschafts- 
jahr in den wichtigsten !Produktionszentren gelten- 
den Interventionspreise und andererseits — unter 
Berücksichtigung der natürlichen Preisbildungsbe- 
dingungen und gemäß dem Marktbedarf — den 
freien Warenverkehr mit Ölsaaten in der Gemein- 
schaft gewährleistet. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß, wenn das letztge- 
nannte Ziel erreicht werden soll, das in den letzten 
Wirtschaftsjahren geltende Preissystem angepaßt 
werden muß. 

In Anbetracht der obengenannten Faktoren sind 
für das Wirtschaftsjahr 1971/72 die Richtpreise und 
Interventionsgrundpreise dadurch zu ändern, daß 
der Unterschied zwischen diesen Preisen und den im 
vorangegangenen Wirtschaftsjahr in den wichtigsten 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 5 


Produktionszentren geltenden Interventionspreisen 
vermindert wird. 

Damit die in den Hauptanbaugebieten der Gemein- 
schaft erzeugten Ölsaaten unter natürlichen Preis- 
bildungsbedingungen zu den Verarbeitungszentren 
verbracht werden, und damit sie in den Hauptzu- 
schußgebieten mit eingeführten Ölsaaten konkurrie- 
ren können, ist der Interventionsgrundpreis für Rot- 
terdam, einen Interventionsort in einem Gebiet der 
Gemeinschaft mit sehr großem Zuschußbedarf, fest- 
zulegen. 

Die Preise der Ölsaaten müssen für bestimmte 
Standardqualitäten festgesetzt werden; bei der Be- 
stimmung der Standardqualitäten ist von den Durch- 
schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1970/71 festgelegten Qualitäten entsprechen 
diesen Erfordernissen. Es ist daher angebracht, sie 
im folgenden Wirtschaftsjahr beizubehalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1971/72 werden folgende 
Preise für 100 Kilogramm festgesetzt; 

a) Richtpreis: 

19,65 Redinungseinheiten für Raps- und Rübsen- 
samen; 

19,72 Rechnungseinheiten für Sonnenblumen- 
kerne. 

b) Interventionsgrundpreis: 

19,05 Rechnungseinheiten für Raps- und Rübsen- 
samen; 

19,12 Rechnungseinheiten für Sonnenblumen- 
keme. 

Die Interventionsgrundpreise gelten für Rotter- 
dam. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Preise gelten für lose 
Ware von gesunder und handelsüblicher Beschaffen- 
heit, und zwar 

a) für Raps- und Rübsensamen mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 42 v. H. Öl- 
gehalt; 

b) für Sonnenblumenkerne mit 2 v. H. ' Fremdbe- 
standteilen und in dieser unveränderten Saat mit 
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10 V, H. Feuchtigkeitsgehalt und 40 v. H. Ölge- 
halt. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1, Juli 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Hauptinterventionsorte für Ölsaaten und 
der dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise für das 

Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. Septeiüber 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2554/70^), insbesondere auf Artikel 22 Ab- 
satz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG sind für das Wirtschaftsjahr 1971/72 
die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen und für Sonnenblumenkerne sowie die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise festzu- 
legen. 

Als Hauptinterventionsorte sind die Orte mit den 
wichtigsten Märkten der Hauptanbaugebiete festzu- 
legen. Um für die Ölsaaten der Gemeinschaft in den 
Zuschuß gebieten ein angemessenes Preisniveau zu 
gewährleisten, ist es ferner angezeigt, die für die 
Ölsaatenverarbeitung repräsentativsten Orte sowie 
die Orte außerhalb der Anbaugebiete zu wählen, 
die für den Binnenhandel und die Ausfuhr von Öl- 
saaten repräsentativ sind. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
müssen die abgeleiteten Interventionspreise so fest- 
gelegt werden, daß ein freier Verkehr mit Ölsaaten 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 

vom 30. September 1966, S. 3025/66 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 

vom 19. Dezember 1970, S. 5 


in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung der na- 
türlichen Preisbildungsbedingungen und entspre- 
chend dem Marktbedarf möglich ist. Zu diesem 
Zweck müssen die Interventionspreise so festgelegt 
werden, daß die Unterschiede zwischen den Inter- 
ventionspreisen den Preisunterschieden entsprechen, 
mit denen in normalen Erntejahren zu rechnen ist. 

Die Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 1970/71 
lassen es angebracht erscheinen, die für dieses Wirt- 
schaftsjahr festgesetzten Hauptinterventionsorte, 
mit Ausnahme von Treviso für Raps- und Rübsen- 
samen und von Genua für Sonnenblumenkerne, bei- 
zubehalten. 

Sowohl der Austausch des Ortes für den der 
Grundinterventionspreis festgesetzt wird, als auch 
die Änderung dieses Preises sowie der Transport- 
kosten haben für die im Wirtschaftsjahr 1971/72 gül- 
tigen abgeleiteten Interventionspreise im Vergleich 
zu denjenigen des vergangenen Wirtschaftsjahres 
gewisse Änderungen zur Folge — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne und die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise werden 
für das Wirtschaftsjahr 1971/72 wie im Anhang an- 
gegeben festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 


Anhang 

Hauptinterventionsorte und dort geltende Interventionspreise 


Orte 


Interventionspreise 
in Rechnungsein- 
heiten für 100 kg 
Saaten der 
Standardqualität 


A. Für Raps- und Rübsensamen 

Chäteauroux 

Bourges 

Chartres 

Le Havre 

Rouen 

Cennevilliers 

Dijon 

Chälons-sur-Marne 

Laon 

Dunkerque 

Antwerpen 

Rotterdam 

Düsseldorf 

Mannheim 

Straßburg 

Hamm (Westfalen) 

Hannover 

Hamburg 

Kiel 

Emden 

Regensburg 

Lyon 

Le Pouzin 

Marseille 

Bordeaux 

Sete 

Ravenna 

Florenz 

Genua 


18,07 

18,15 

18,36 

18,91 

18,91 

18,64 

18,32 

18,47 

18,35 

18,91 

18.95 
19,05 

19.04 
18,85 
18,81 
18,69 
18,64 

18.96 
18,64 
18,96 
18,25 
18,58 
18,67 

19.05 

18.94 

18.95 
19,05 
19,05 
19,05 


B. Für Sonnenblumenkerne 

Bourges 

Bordeaux 

Marseille 

Le Pouzin 

Rouen 

Rotterdam 


18,15 

19,12 

19,12 

18,65 

19,04 

19,12 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG über die 
gemeinsame Marktorganisation für Zucker 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Titel III der Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates 
vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker 2), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^), sieht 
für eine Übergangszeit Maßnahmen zur Beschrän- 
kung der Zuckererzeugung in der Gemeinschaft und 
zur Förderung der regionalen Spezialisierung durch 
Erzeugungsquoten und differenzierte Zuckerrüben- 
preise vor. Artikel 30 der gleichen Verordnung 
sieht zu diesem Zweck die Verpflichtung zum Ab- 
schluß von Verträgen mit unterschiedlichen Preisen 
vor. Die Mitgliedstaaten können jedoch von den 
Bestimmungen dieses Artikels abweichen und Arti- 
kel 31 der genannten Verordnung anwenden. Die 
seit Beginn der Anwendung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker gewonnenen Erfah- 
rungen haben gezeigt, daß das in Artikel 31 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG vorgesehene System 
die Erzeugungsbeschränkung und )die regionale 
Spezialisierung weniger beeinflußt als dasjenige 
des Artikels 30. Die durch die vorgenannten Uber- 
gangsmaßnahmen verfolgten Ziele haben nichts von 
ihrer Bedeutung verloren, so daß es angezeigt er- 
scheint, für alle Beteiligten in der Gemeinschaft 
künftig die gleiche Erzeugungsregelung vorzusehen. 

Der Übergang von dem System des Artikels 31 
auf das des Artikels 30 erfordert bei den zucker- 
erzeugenden Unternehmen vorbereitende Verwal- 
tungsarbeiten, die vor dem Abschluß der Lieferver- 
träge zu erledigen sind. Deshalb kann das System 
des Artikels 31 erst vom Zuckerwirtschaftsjahr 1972/ 
1973 an entfallen. Unter diesen Umständen ist für 
das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 die besondere 
Höchstquote auf eine Höhe festzusetzen, die der 
vorher vorgesehenen entspricht, und das in Arti- 
kel 32 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG vorge- 
sehene Recht auf Übertragung zuzulassen, um den 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom S 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 

vom 18. Dezember 1967, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 

vom 1. Juli 1970, S. 1 


Übergang auf das Zuckerwirtschaftsjahr 1972/73 
zu erleichtern. 

Um die durch die Übergangsmaßnahmen im Zuk- 
kersektor verfolgten Ziele zu erreichen, ist es er- 
forderlich, die Garantiemenge für die künftigen 
Zuckerwirtschaftsjahre in Höhe des voraussicht- 
lichen menschlichen Verbrauchs festzusetzen, wobei 
diese Menge die Summe der Grundmengen jedoch 
niöht unterschreiten darf — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 26 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Diese Menge entspricht dem in Weißzuk- 
kermengen ausgedrückten voraussichtlichen Ver- 
brauch in der Gemeinschaft für das Zuckerwirt- 
schaftsjahr, für das diese Menge festgesetzt wird. 

Sie darf jedoch die Summe der in Artikel 23 Ab- 
satz 1 genannten Grundmengen nicht unterschrei- 
ten." 

Artikel 2 

(1) In Artikel 31 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Bis zum Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 kann 
jeder Mitgliedstaat entscheiden, daß Artikel 30 auf 
seinem Hoheitsgebiet nicht angewandt wird." 

(2) In Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG wird nachstehender Unterabsatz 
angefügt: 

„Für das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 ist die Ent- 
scheidung, Artikel 30 nicht anzuwenden, vor dem 
1. März 1971 zu treffen. Die besondere Höchst- 
quote wird durch die Anwendung des Koeffizienten 
1,15 auf die der betreffenden Fabrik oder dem Un- 
ternehmen für das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 
zugeteilten Grundquote berechnet". 


Artikel 3 

In Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG werden die Worte „Im Falle der Anwen- 
dung der Bestimmungen von Artikel 30" ersetzt 
durch die Worte „Im Falle der Anwendung von 
Artikel 30 oder von Artikel 31 Absatz 3 letzter 
Unterabsatz." 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Sie ist mit Beginn des Zuckerwirtschaftsjahres 
1971/72 anwendbar mit Ausnahme des Artikels 2 
Absatz 2, der mit sofortiger Wirkung anwendbar ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Standard- 
qualität für Weißzucker und für Zuckerrüben sowie des in 
Artikel 24 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten 
Koeffizienten für das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ins- 

besondere auf Artikel 2 Absatz 2, Artikel 3 Ab- 
satz 5, Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 24 Absatz 2 
zweiter Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

ln Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Preise für Zucker ist so- 
wohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als 
auch dem Beitrag den die Gemeinschaft zur harmo- 
nischen Entwicklung des Welthandels leisten will, 
Rechnung zu tragen. Die gemeinsame Agrarpolitik 
zielt insbesondere darauf ab, der Landbevölkerung 
eine angemessene Lebenshaltung, der Verbraucher- 
schaft eine sichere Versorgung und eine Belieferung 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Um diese Ziele zu erreichen, ist es notwendig, 
den Richtpreis für Zucker auf eine Höhe festzuset- 
zen, die insbesondere unter Berücksichtigung der 
sich daraus für den Interventionspreis ergebenden 
Höhe den Erzeugern von Zuckerrüben oder Zucker- 
rohr einen angemessenen Erlös sichert, ohne indes 
die Verbraucher übermäßig zu belasten, und die ge- 
eignet ist, ein ausgeglichenes Verhältnis zwischen 
den Preisen für die wichtigsten landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse zu wahren. 

Da die Vermarktung des Zuckers wegen der Be- 
sonderheiten des Zuckermarktes nur mit relativ be- 
grenzten Risiken verbunden ist, kann bei der Fest- 
setzung des Interventionspreises für Zucker der 
Unterschied zwischen Richtpreis und Interventions- 
preis verhältnismäßig niedrig festgesetzt werden. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S 


Der Mindestpreis für Zuckerrüben muß festge- 
setzt werden, indem der Interventionspreis und 
Pauschbeträge für die Kosten der Verarbeitung und 
der Lieferung der Zuckerrüben an die Fabrik be- 
rücksichtigt werden und von einem Ausbeutesatz 
ausgegangen wird, der für die Gemeinschaft auf 
130 Kilogramm Weißzucker je Tonne Zuckerrüben 
mit 16 V. H. Zuckergehalt veranschlagt werden 
kann. 

Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 Kilogramm Weißzucker auf 9,03 Rech- 
nungseinheiten veranschlagt werden. Dieser Pau- 
schalbetrag ergibt sich aus der Summe der auf 8,26 
Rechnungseinheiten veranschlagten Verarbeitungs- 
spanne und der auf 1,60 Rechnungseinheiten ge- 
schätzten Kosten der Lieferung der Zuckerrüben an 
die Fabrik, wobei für Erlöse der Fabriken aus Me- 
lasseverkäufen diese Summe um einen pauschalen 
Abschlag von 0,83 Rechnungseinheiten, der auf der 
Grundlage eines Rendements von 38,5 Kilogramm 
je Tonne verarbeiteter Zuckerrüben und eines Ab- 
Fabrik-Preises für Melasse von 2,80 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm berechnet ist, vermindert 
wird. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für Weiß- 
zucker eine Qualität zu wählen, die als repräsen- 
tativ für die Gemeinschaftserzeugung angesehen 
werden kann-, bei Zuckerrüben kann eine Qualität 
gewählt werden, die den Eigenheiten der Erzeu- 
gung in den wichtigsten Zuckerrübenanbaugebieten 
der Gemeinschaft Rechnung trägt. 

Unter Berücksichtigung einerseits der Erzeu- 
gungsentwicklung unter dem Gesichtspunkt der 
Spezialisierung und andererseits der Absatzmöglich- 
keiten ist es angebracht, die in Artikel 24 der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67 EWG genannten Höchstquoten 
auf 135®/o der Grundquoten festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschafts- 
jahr 1971/72. 

Artikel 2 

(1) Der Richtpreis für 100 Kilogramm Weißzucker 
wird auf 23,00 Rechnungseinheiten festgesetzt. 
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(2) Der Interventionspreis für 100 Kilogramm 
Weißzucker wird auf 22,11 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

(3) Das Hauptüberschußgebiet umfaßt die fol- 
genden französischen Departements: Aisne, Somme, 
Oise. 

Artikel 3 

(1) Weißzucker der Standardqualität ist von fol- 
gender Beschaffenheit: 

a) gesund, handelsüblich, trocken, in Kristallen ein- 
heitlicher Körnung, frei fließend; 

b) Polarisation: mindestens 99,7°; 

c) Feuchtigkeitsgehalt: höchtens 0,06 v. H.; 

d) Gehalt an Invertzucker: höchstens 0,04 v. H.; 

e) die nach Absatz 2 ermittelte Punktzahl über- 
schreitet insgesamt nicht 22 und nicht 

— für den Ascheghalt: 15, 

— für die Farbtype, ermittelt nach der Methode 
des Instituts für landwirtschaftliche Techno- 
logie und Zuckerindustrie Braunschweig, 
nachfolgend „Methode Braunschweig" ge- 
nannt: 9, 

— für die Färbung der Lösung, ermittelt nach | 
der Methode der International Commission 
for Uniform Methods of Sugar Analysis, im 
folgenden „Methode ICUMSA" genannt: 6. 

(2) Es ergeben einen Punkt: 

a) je 0,00018 v. H. Aschegehalt, ermittelt nach der 
Methode ICUMSA (28° Brix), 

b) je 0,5 Farbtypeneinheiten, ermittelt nach der 
Methode Braunschweig, 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 29. Juni 1970, S. 1 


c) je 7,5 Einheiten für die Färbung der Lösung, er- 
mittelt nach der Methode ICUMSA. 

(3) Die für die Ermittlung der in Absatz 1 ge- 
nannten Elemente verwandten Methoden sind die 
gleichen, die im Rahmen der Interventionsmaß- 
nahmen Verwendung finden. 

Artikel 4 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben, der für das 
in Artikel 2 Absatz 3 genannte Gebiet gilt, wird auf 
17,00 Rechnungseinheiten je Tonne bei Lieferung 
frei Sammelstelle festgesetzt. 


Artikel 5 

Zuckerrüben der Standardqualität sind von fol- 
gender Beschaffenheit: 

a) gesund und handelsüblich, 

b) 16 V. H. Zuckergehalt bei der Annahme. 

Artikel 6 

Der in Artikel 24 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG genannte Koeffizient wird auf 1,35 festgesetzt. 


Artikel 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1205/70 des Rates 
vom 29. Juni 1970 zur Festsetzung der Preise für 
Zucker für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 sowie der 
Standardqualität für Weißzucker und für Zucker- 
rüben wird aufgehoben. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, der 
Interventionspreise für Rübenrohzucker, der Zuckerrübenmin- 
destpreise, der Schwellenpreise, der Garantiemenge und des 
Höchstbetrags der Produktionsabgabe für das Zuckerwirt- 
schaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
des Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker'), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ...^’), 
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 6, Artikel 4 Ab- 
satz 4, Artikel 9 Absatz 7, Artikel 12 Absatz 5, 
Artikel 26 Absatz 1 und Artikel 28, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments •'), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr 71 des 

vom . , . über die Festsetzung der Preise im 
Sektor Zucker, der Standardqualität für Weißzucker 
und für Zuckerrüben sowie des in Artikel 24 der 
Verordnung Nr. 1009 67 EWG genannten Koeffizien- 
ten für das Zuckerwirtschaftsjahr 1971/72 ^) ist der 
Interventionspreis für Weißzucker für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft auf 22,11 Rech- 
nungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt wor- 
den. 

ln Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG ist vorgesehen, daß für andere Gebiete ab- 
geleitete Interventionspreise festgesetzt werden, 
und zwar unter Berücksichtigung der regionalen 
Preisunterschiede für Zucker, die bei normaler 
Ernte und freiem Warenverkehr mit Zucker auf 
Grund der natürlichen Bedingungen der Marktpreis- 
bildung zu erwarten sind. 

Da bei den geltenden Quoten in allen Erzeugungs- 
gebieten Deutschlands, der Niederlande, Belgiens 
und Frankreichs eine ausgeglichene oder über- 
schüssige Versorgungslage zu erwarten ist, kann 
davon ausgegangen werden, daß die Preise ab 
Fabrik in den genannten Gebieten, mit Ausnahme 
der französischen überseeischen Departements, weit- *) •*) 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S. . . . 

•*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom S. . . . 

h siehe Seite . . . dieses Amtsblatts 


gehend den Preisen im Hauptüberschußgebiet der 
Gemeinschaft entsprechen werden. 

Demgegenüber dürfte in Italien die Zucker- 
erzeugung bei relativ hohen Produktionskosten die 
festgelegte Grundmenge voraussichtlich nidit we- 
sentlich. überschreiten; es ist daher mit einem aus 
den Überschußgebieten der Gemeinschaft zu decken- 
den Zuschußbedarf von mehr als 250 000 Tonnen zu 
rechnen. 

Unter diesen Umständen wird das Niveau der 
Marktpreise in Italien durch die Angebotspreise für 
Zucker aus den Überschußgebieten der Gemeinschaft 
bestimmt. Unter Berücksichtigung des in Nordfrank- 
reich geltenden Interventionspreises, zuzüglich der 
Vermarktungskosten für Lieferungen nach Nord- 
italien einerseits und der Absatzkosten der italieni- 
schen Zuckerindustrie andererseits, kann der ab- 
geleitete Interventionspreis für Italien auf 23,61 
Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt 
werden. 

Die Zuckererzeugung in den französischen über- 
seeischen Departements führt zu umfangreichen 
Überschüssen an Rohzucker. Die günstigsten Absatz- 
möglichkeiten für diesen Zucker innerhalb der Ge- 
meinschaft ergeben sich in Südfrankreich und in 
Süditalien, wo der Zucker nach Raffinierung un- 
mittelbar verkauft werden kann. Ausgehend von 
den voraussichtlichen Marktpreisen in den italieni- 
schen Zuschußgebieten, die wahrscheinlich um 0,50 
Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm über dem 
abgeleiteten Interventionspreis für Italien liegen 
werden, und unter Berücksichtigung der Transport- 
kosten zwischen den überseeischen Departements 
und diesen Gebieten ist es angebracht, für diese 
Departements einen abgeleiteten Interventionspreis 
von 21,78 Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm 
Weißzucker festzusetzen. 

Nach Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG ist für diese Departements der Inter- 
ventionspreis für Rohzucker festzusetzen, der von 
dem für diese Departements festgesetzten Inter- 
ventionspreis für Weißzucker unter Berücksichti- 
gung einer einheitlichen Verarbeitungsspanne und 
eines pauschalen Rendements abzuleiten ist; die 
Raffinierungskosten können nadi den verfügbaren 
Angaben auf 1,72 Rechnungseinheiten für 100 kg 
Raffinade geschätzt werden, wovon voraussichtlich 
0,60 Rechnungseinheiten aus dem im Markt erziel- 
baren Qualitätszuschlag gegenüber dem Preis der 
Standardqualität gedeckt werden können; außerdem 
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ist die Ausbeute gemäß der Definition der Standard- 
qualität für Rohzucker in der Verordnung (EWG) 
Nr. 431/68^) auf 92 v. H. zu veranschlagen. 

In Artikel 9 Absatz 7 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG ist die Festsetzung der Interventionspreise für 
Rübenrohzucker vorgesehen. Diese Preise sollten 
vom Interventionspreis für Weißzucker unter Be- 
rücksichtigung der für die Festsetzung des Inter- 
ventionspreises für Rohzucker in den französischen 
überseeischen Departements bereits angegebenen 
Einzelheiten sowie unter Berücksichtigung der 
Heranführungskosten für die Versorgung mit Roh- 
zucker abgeleitet werden, die für 100 Kilogramm 
pauschal auf 0,50 Rechnungseinheiten geschätzt 
werden. 

Die in Artikel 4 Absatz 1 erster Gedankenstrich 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten Min- 
destpreise für Zuckerrüben sind für die außerhalb 
des Hauptüberschußgebiets liegenden Gebiete von 
den in den betreffenden Gebieten geltenden Inter- 
ventionspreisen für Weißzucker unter Berücksichti- 
gung der in der Verordnung (EWG) Nr. . . . ange- 
führten Werte für die Verarbeitungsspanne, das 
Rendement, die Verkaufserlöse für Melasse und die 
Anlieferungskosten der Zuckerrüben zu ermitteln. 

Es empfiehlt sich, die in Artikel 4 Absatz 1 
zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG genannten Mindestpreise für Zuckerrüben 
außerhalb der Grundquote im Hinblick auf die 
Spezialisierung des Zuckerrübenanbaus und unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Versorgungs- 
lage der Gemeinschaft so festzusetzen, daß sie für 
die Erzeuger mit verhältnismäßig hohen Produk- 
tionskosten keinen Anreiz zur Erzeugung mehr 
bieten, sondern nur für sehr rationell und unler 
günstigsten Verhältnissen arbeitende Betriebe von 
Interesse sind. 

Bei der Festsetzung der in Artikel 27 Absätze 4 
und 5 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG genannten 
Hundertsätze und des in Artikel 28 derselben Ver- 
ordnung genannten Höchstbetrags der Produktions- 
abgabe ist es — dem Zweck des Quotensystems ent- 
sprechend — notwendig, den Unterschied zwischen 
dem Mindestpreis für Zuckerrüben und dem Min- 
destpreis für Zuckerrüben außerhalb der Grund- 
quote einerseits und die auf etwa 45 bis 50 v. H. 
der Verarbeitungsspanne geschätzten festen Kosten 
der Zuckerindustrie andererseits zu berücksichtigen. 

Nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG ist der Schwellenpreis für Weißzucker 
gleich dem für das Hauptüberschußgebiet der Ge- 
meinschaft geltenden Richtpreis zuzüglich der pau- 
schal berechneten Kosten für den Transport von 
diesem Gebiet zu dem entferntesten Verbrauchs- 
gebiet der Gemeinschaft mit einem Zuschußbedarf; 
bei der gegebenen Versorgungslage der Gemein- 
schaft müssen demzufolge die Transportkosten für 
Lieferungen aus den nordfranzösischen Departe- 
ments nach Palermo als wichtigstem Einfuhrhafen 
Siziliens berücksichtigt werden. 


'h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 89 
vom 10. April 1968, S. 3 
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Der Schwellenpreis für Rohzucker ist unter Be- 
rücksichtigung einer Verarbeitungsspanne und eines 
pauschalen Wertes für das Rendement vom Schwel- 
lenpreis für Weißzucker abzuleiten; es empfiehlt 
sich, in diesem Fall dieselben Kriterien anzuwenden 
wie bei der Ableitung des Interventionspreises für 
Rohzucker. 

Der Schwellenpreis für Melasse ist so zu bestim- 
men, daß die bei der Festsetzung der Mindestpreise 
für Zuckerrüben berücksichtigten Erlöse der Fabri- 
ken aus Melasseverkäufen erzielt werden können. 

Gemäß Artikel 26 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG muß die Garantiemenge der Summe der 
Grundmengen entsprechen, da für das Zuckerwirt- 
schaftsjahr 1971/72 der voraussichtliche menschliche 
Verbrauch auf etwa 6,3 Millionen Tonnen ver- 
anschlagt wird und somit unter der genannten 
Summe bleibt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschafts- 
jahr 1971/72. 

Artikel 2 

Für alle anderen als die in Artikel 2 Absatz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. . . . aufgeführten Ge- 
biete wird der abgeleitete Interventionspreis für 
100 Kilogramm Weißzucker festgesetzt. 

a) auf 23,61 Rechnungseinheiten für alle Gebiete in 
Italien, 

b) auf 21,78 Rechnungseinheiten für die französi- 
schen überseeischen Departements, 

c) auf 22,11 Rechnungseinheiten für die übrigen 
Gebiete der Gemeinschaft. 

Artikel 3 

1; Der Interventionspreis für 100 Kilogramm 
Rübenrohzucker wird festgesetzt 

a) auf 18.85 Rechnungseinheiten für das Haupt- 
überschußgebiet der Gemeinschaft und die in 
Artikel 2 Buchstabe c genannten Gebiete. 

b) auf 20,23 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a genannten Gebiete. 

Dieser Interventionspreis gilt für Rohzucker der 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, verladen 
auf ein vom Käufer gewähltes Beförderungsmittel. 

2. Der in Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung Nr. 
1009/67/EWG genannte abgeleitete Interventions- 
preis für Rohzucker in den französischen übersee- 
ischen Departements wird auf 19,01 Rechnungs- 
einheiten für 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 4 

1. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 
wird festgesetzt 
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a) auf 18,95 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a aufgeführten Gebiete, 

b) auf 17,00 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe c aufgeführten Gebiete. 

2. Der Mindestpreis für eine Tonne Zuckerrüben 

außerhalb der Grundquote wird festgesetzt 

a) auf 10,00 Rechnungseinheiten für das in Arti- 
kel 2 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
bestimmte Hauptüberschußgebiet der Gemein- 
schaft und für die in Artikel 2 Buchstabe c auf- 
geführten Gebiete, 

b) auf 11,95 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a aufgeführten Gebiete. 


A. r t i k e 1 5 

Der Schwellenpreis wird festgesetzt 

a) für 100 Kilogramm Weißzucker auf 25,50 Rech- 
nungseinheiten, 


b) für 100 Kilogramm Rohzucker auf 22,43 Rech- 
nungseinheiten, 

c) für 100 Kilogramm Melasse auf 3,20 Rechnungs- 
einheiten. 

Artikel 6 

Die Garantiemenge nach Artikel 26 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird auf 6 480 000 
Tonnen Weißzucker festgesetzt. 

Artikel 7 

1. Die Hundertsätze nach Artikel 27 Absätze 4 
und 5 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG werden 
auf 57,75 festgesetzt. 

2. Der Höchstbetrag der Produktionsabgabe nach 
Artikel 28 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG wird 
auf 9,32 Rechnungseinheiten für 100 Kilogramm 
Weißzucker festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der Inter- 
ventionspreise für Butter, Magermilchpulver, Grana Padano 
und Parmigiano Reggiano für das Milchwirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253/70^), insbesondere auf Artikel 3 
Absatz 4 und Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Milch 
ist sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrar- 
politik als auch dem Beitrag, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will, Rechnung zu tragen. Die gemeinsame 
Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab, der Land- 
bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung, der 
Verbraucherschaft eine sichere Versorgung und eine 
Belieferung zu angemessenen Preisen zu gewähr- 
leisten. 

Es ist daher angebracht, der Bedeutung Rechnung 
zu tragen, die die Milch für die Landwirtschaft der 
Gemeinschaft und damit für das Einkommen der in 
der Landwirtschaft Beschäftigten hat. Zwischen dem 
Richtpreis für Milch und den Preisen der übrigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse, insbesondere dem 
Preis für Rindfleisch, muß ferner ein ausgewogenes 
Verhältnis bestehen, daß der erwünschten Ausrich- 
tung auf dem Gebiet der Rinderzucht entspricht. 

Weiterhin sind bei der Festsetzung des Richt- 
preises die Bemühungen der Gemeinschaft zu be- 
achten, langfristig gesehen unter Berücksichtigung 
des Außenhandels mit Milch und Milcherzeugnissen 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Milchmarkt herzustellen. 

Die Interventionspreise für Butter und Mager- 
milchpulver sollen zur Verwirklichung des Richt- 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 

vom 28. Juni 1968, S. 13 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 

vom 1, Juli 1970, S. 1 

■^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . . 

vom S 


Preises für Milch beitragen. Bei ihrer Festsetzung 
muß sowohl der allgemeinen Angebots- und Nach- 
fragelage auf dem Milchmarkt in der Gemeinschaft 
als auch den Möglichkeiten Rechnung getragen wer- 
den, Butter und Magermilchpulver auf dem Markt 
der Gemeinschaft und auf dem Weltmarkt abzu- 
setzen. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano müssen auf einer Höhe fest- 
gesetzt werden, die geeignet ist, den Milcherzeu- 
gern der Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese 
Käsesorten hergestellt werden und einen Anspruch 
auf die Ursprungsbezeichnung haben, hinsichtlich 
des Erzeugerpreises für Milch die gleichen dauer- 
haften Sicherheiten zu geben, die die Interventions- 
maßnahmen bei Magermilch und Butter bieten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Milchwirtschafts- 
jahr 1971/72. 

Artikel 2 

Der Richtpreis für Milch wird auf 10,80 Rech- 
nungseinheiten für 100 Kilogramm festgesetzt. 

Artikel 3 

Der Interventionspreis wird 

a) für 100 Kilogramm Butter auf 173,50 Rechnungs- 
einheiten, 

b) für 100 Kilogramm Magermilchpulver auf 46,75 
Rechnungseinheiten 

festgesetzt. 

Artikel 4 

1. Der Interventionspreis wird für 100 Kilogramm 
a) Grana Padano 

— mit einem Alter von 30 bis 60 Tagen auf 
131,75 Rechnungseinheiten, 

— in Warenpartien mit einem Alter von durch- 
schnittlich 6 Monaten auf 156,05 Rechnungs- 
einheiten; 
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b) Parmigiano Reggiano in Warenpartien mit einem 
Alter von durchschnittlich 6 Monaten auf 170,45 
Rechnungseinheiten 

festgesetzt. 

2. Warenpartie im Sinne des Absatzes 1 ist die 
Erzeugung eines Herstellers in der Zeit vom 1. April 
bis zum 11. November eines Jahres. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1, April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Drucksadle VI/1876 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Sdiwellenpreise für bestimmte Mildi- 
erzeugnisse für das Mildiwirtsdiaftsjahr 1971/1972 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253/70^), Insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schwellenpreise müssen unter Berücksichti- 
gung des für die verarbeitende Industrie der Ge- 
meinschaft notwendigen Schutzes so festgesetzt 
werden, daß die Preise der eingeführten Milch- 
erzeugnisse auf einer Höhe liegen, die dem Richt- 
preis für Milch entspricht. Es ist deshalb angebracht, 
die Schwellenpreise auf der Grundlage des Richt- 
preises für Milch unter Berücksichtigung des an- 
zustrebenden Verhältnisses zwischen dem Wert des 
Milchfettes einerseits und der Magermilch anderer- 
seits sowie einheitlicher Ausbeute- und Kostensätze 
für die betreffenden Milcherzeugnisse festzusetzen; 
außerdem ist ein pauschaler Betrag zu berücksich- 
tigen, der einen ausreichenden Schutz der milch- 
verarbeitenden Industrie in der Gemeinschaft 
sichern soll. 

Es ist erforderlich, die Schwellenpreise für die 
Handelsstufe festzusetzen, auf der die eingeführten 
Milcherzeugnisse mit den in der Gemeinschaft her- 
gestellten Milcherzeugnissen erstmals in Wett- 
bewerb treten, d. h. für die Stufe „frei Großhan- 
del" — 


Artikel 1 


(1) Für das Milchwirtschaftsjahr 1971/72 werden 
die Schwellenpreise wie folgt festgesetzt: 


Leiterzeugnis der 
Erzeugnisgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 

12 


Rechnungseinheiten 
je 100 kg 

21,50 

59,80 

107,65 

47,10 

63,15 

191.25 

156.25 

137.00 

212.25 
144,45 

129.00 

43,00 


(2) Die in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse 
sind diejenigen, die in dem Anhang I der Verord- 
nung (EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28, Juni 1968 
zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der be- 
sonderen Vorschriften für die Berechnung der Ab- 
schöpfungen für Milch und Milcherzeugnisse 3), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2307/70^), bestimmt sind. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30, Juni 1968, S. 3 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 17. November 1970, S. 13 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich imd gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorsdüag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der im Milchwirtschaftsjahr 1971/72 gültigen 
Beihilfen für Magermilch und Magermildipulver, die für Futter- 
zwecke verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Mildi und Mildierzeug- 
nisse^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1253/70 2), insbesondere auf Artikel 10 
Absatz 2 Unterabsatz 2, 

auf Vorsdilag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 werden jährlich für 
das folgende Milchwirtschaftsjahr die Beihilfen fest- 
gesetzt, welche für Magermilch und Magermilch- 
pulver gewährt werden, die in der Gemeinschaft 
hergestellt und für Futterzwecke verwendet werden. 

Für Futterzwecke können statt Magermilch und 
Magermilchpulver andere Eiweißstoffe verwendet 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 


werden. Diese sind in der Gemeinschaft im allge- 
meinen billiger als Magermilch. Die in Artikel 10 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen 
Beihilfen müssen daher so festgesetzt werden, daß 
Magermilch und Magermilchpulver für Futterzwecke 
verwendet werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1971/72 werden die 
Beihilfen wie folgt festgesetzt: 

a) auf 1,75 Rechnungseinheiten für 100 kg Mager- 
milch, 

b) auf 11,0 Rechnungseinheiten für 100 kg Mager- 
milchpulver. 

, Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1971 in Kraft, 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Dnicksadie VI/1876 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Orientierungspreise für Kälber und ausge- 
wachsene Rinder für die Wirtschaftsjahre 1971/72 und 1972/73 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt ge- 
ändert durch Verordnung (EWG) Nr. 1253/70^), ins- 
besondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
Kälber und ausgewachsene Rinder ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag, den die Gemeinschaft zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels leisten will, Rechnung 
zu tragen. Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist es 
insbesondere, der Landbevölkerung eine angemes- 
sene Lebenshaltung, der Verbraucherschaft eine 
sichere Versorgung und eine Belieferung zu ange- 
messenen Preisen zu gewährleisten. 

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sieht 
die Festsetzung eines Orientierungspreises für 
Kälber und eines solchen für ausgewachsene Rinder 
durch den Rat vor. Diese Preise sind unter Berück- 
sichtigung der Vorausschätzungen für die Entwick- 
lung der Rindfleischverbrauchserzeugung und der 
Marktlage bei Milch und Milcherzeugnissen und der 
gewonnenen Erfahrungen festzusetzen. 

Die Höhe der für das Wirtschaftsjahr 1970/71 
geltenden Orientierungspreise gestattete eine gün- 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 

vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 

vom 1. Juli 1970, S. 1 

») .... 


stige Entwicklung von Erzeugung und Verbrauch 
von Rindfleisch. Angesichts der Marktlage bei Milch 
und Milcherzeugnissen ist nach Möglichkeit so zu 
verfahren, daß diese Entwicklung sich fortsetzt. 
Hierfür sind die Orientierungspreise für die Wirt- 
schaftsjahre 1971/72 und 1972/73 auf einer für die 
Erzeuger ausreichend einträglichen Höhe festzu- 
setzen. 

Um den besonderen Bedingungen der Rindfleisch- 
erzeugung Rechnung zu tragen und einen Anreiz 
für diese Erzeugung zu bieten, sollte schon jetzt die 
Höhe des Orientierungspreises für das Wirtschafts- 
jahr 1972/73 bekanntgegeben werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Orientierungspreise für das Wirtschaftsjahr 
1971/1972 werden wie folgt festgesetzt: 

RE/100 kg 
Lebendgewicht 


Kälber 91,50 

ausgewachsene Rinder 71,40 


Artikel 2 

Die Orientierungspreise für das Wirtschaftsjahr 
1972/73 werden wie folgt festgesetzt: 

RE/100 kg 
Lebendgewicht 


Kälber 91,50 

ausgewachsene Rinder 75,00 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 5. April 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Ziel- und Interventionspreise und der Be- 
zugsqualitäten für Tabakblätter für die Ernte des Jahres 1971 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak ^), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Zielpreise und der Inter- 
ventionspreise für Tabakblätter, die noch nicht eine 
erste Bearbeitung und Aufbereitung erfahren haben, 
ist sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrar- 
politik als auch dem Beitrag, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels 
leisten will, Rechnung zu tragen. Ziel der gemein- 
samen Agrarpolitik ist es insbesondere, der Land- 
bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung, der 
Verbraucherschaft eine sichere Versorgung und eine 
Belieferung zu angemessenen Preisen zu gewähr- 
leisten. 

Zielpreise und Interventionspreise sind für jede 
Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für eine 
Bezugsqualität jeder Sorte festzusetzen. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 

vom 28. April 1970, S. 1 

2 ) .... 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 164 

vom 27. Juli 1970, S. 17 


Die Anwendungsbedingungen und die verhältnis- 
mäßig kurze Anwendungszeit der Verordnung 
(EWG) Nr, 727/70 haben es nicht gestattet, für die 
Bestimmung der Bezugsqualitäten und die Fest- 
setzung der Ziel- und Interventionspreise neue Fak- 
toren im Vergleich zu denen heranzuziehen, die der 
Verordnung (EWG) Nr. 1464/70 des Rates vom 
20. Juli 1970 (zur Festsetzung der Zielpreise und 
Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten für 
Tabakblätter der Ernte 1970) ^) zugrunde liegen. Es 
empfiehlt sich daher, die Bestimmungen der ge- 
nannten Verordnung für die Ernte 1971 beizube- 
halten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für die Ernte 1971 sind die in Artikel 2 Absatz 3 
Buchstabe c der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 er- 
wähnten Bezugsqualitäten für jede Tabaksorte der 
Gemeinschaftserzeugung in Anlage I festgelegt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
erwähnten Zielpreise und Interventionspreise für 
Tabakblätter sind für die Ernte 1971 in Anlage II 
festgelegt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 


Tabakblätter: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

1 

a) Badischer 
Geudertheimer 

b) Forchheimer 
Havanna II c 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von dunkelbrauner bis 

dunkelmelierter Farbe, ausgeglichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

2 

Badischer Burley E 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1: Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste Blätter von röt- 

lichbrauner bis hellbrauner Farbe, ausgeglichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

3 

Virgin SCR 

Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gelber bis gelb- 

roter Farbe; Abweichungen als bräunliche bis grünlichgelbe 
Verfärbungen sind bis zu einem Drittel der Blattfläche zuläs- 
' sig 

Aufmachung: Sortierter und gebüschelter Tabak 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 

4 

a) Paraguay und 
Hybriden 

b) Dragon vert und j 
Hybriden 

Mittlere Blätter (Leaves) der Klasse 2 

Klasse 2: Blätter mit nicht zu auffälligen Fehlern sowohl hinsichtlich 

der Brennfähigkeit als auch der Färbung, des Blattgewebes 
oder der Reife (Überreife oder Unreife) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter (capse) 
Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

5 

Nijkerk 

Obere Blätter (Tips) der Klasse 2 

Klasse 2: — - Entweder Blätter zweiter Länge (45 cm oder weniger), 

sehr zugfest, fleischig, unbeschädigt, widerstandsfähig und 
elastisch, mit nicht herausragender Äderung, von guter 
Reife, die sich durch braune bis dunkelbraune Farbe leb- 
haften Tons ausdrückt, 

— oder Blätter erster Länge (über 45 cm), noch zugfest, 
fleischig, noch unbeschädigt, widerstandsfähig, mit mehr 
oder weniger auffallender Äderung, mit Farbabweichun- 
gen außer flaschengrün 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter (capse) 
Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H* 
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Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

6 

Burley 

(Burley X Bel) 

Mittlere obere Blätter (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Gut ausgereifte Blätter von rötlichbrauner lebhafter oder 

ziemlich lebhafter Farbe, sehr wenig meliert, mit einem Blatt- 
gewebe mittlerer bis feiner Textur und nicht zu fester Kör- 
nung, von mittlerer Blattigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter (capse) 
Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H, 

7 

a) Misionero und 
Hybriden 

b) Rio Grande und 
Hybriden 

Blätter der 2. Qualität 

2. Qualität: Voll entwickelte Blätter von mehr als 45 cm Länge, kein gro- 
bes Blattgewebe, helle, etwas gelbliche Farbe, lebhafte oder 
ziemlich lebhafte Tönung, ausreichend fest und ziemlich un- 
beschädigt, von einigermaßen guter Brennfähigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen gelegter (capse) 
Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont 
(Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 
6410 und Ergo X 
Bursana 

Blätter der Klasse MG 

Klasse MG: Mittlere Blätter, große (Leaves) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 25 v. H. 

9 

a) Semois 

b) Appelterre 

Blätter der Klasse G 

Klasse G: Große gesunde Blätter 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 25 v. H. 

10 

Bright 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit offener 

Textur und nicht zu auffälligen Rippen und Adern, gesund, 
von gelber Farbe in verschiedenen Tönen 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

11 

a) Burley I 

b) Maryland 

Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrocknet, mit offener 

Textur, auch fest, mit nicht zu auffälligen Rippen und Äde- 
rung, gesund, von mehr oder weniger lebhafter nußbrauner 
Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder in Büscheln mit 
fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 
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Lfd. 

Nr. 

. Sorte 

Bezugsqualität 

12 

a) Kentucky und 
Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorgfältig getrock- 

net und erhalten, von brauner Farbe, mit einigen Beschädi- 
gungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 
Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 

■ 

13 

a) Nostrano del 
Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, gesund, ohne 

Trocknungsfehler oder in herkömmlicher Weise teilfermen- 
tiert, von brauner oder auch dunkelbrauner Farbe, mit unbe- 
deutenden Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 
Blättern 

Feuchtigkeit: 19 v. H. 

14 

Beneventano 

1 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blattgewebe oder auch 

grob oder mager, mit unwesentlichen Fehlern infolge von 
Trocknung und Teilfermentierung und Beschädigungen 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) von 25 bis 30 
Blättern 

Feuchtigkeit: 19v. H. 

15 

16 

17 

Xanti-Yakä 

Perustitza 

Erzegovina und 
Hybriden 

1 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter mit einigen leichten 

Trocknungsfehlern, mit meist leichtem Blattgewebe, von gel- 
ber bis brauner Farbe, mit auffallenden Beschädigungen, aber 
gut erhalten, auch von unteren Blättern 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder in Kisten mit 
„Girlanden" von Blättern zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 15 v. H. 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

j 

Blätter der Klasse B 

Klasse B; Nach ihrer Länge in folgendem Verhältnis sortierte, mittlere 

untere Blätter: 

erste Länge (38 cm und mehr) : 60 v. H. 

zweite Länge (32 bis unter 38 cm) : 35 v. H. 

dritte Länge (25 bis unter 32 cm) : 5. v. H. 

Blätter guter Formung, vollreif und einheitlich gefärbt, ge- 
sund, unbeschädigt und von feinem Blattgewebe, elastisch 
und widerstandsfähig, ohne herausragende Rippen oder 
Adern, gut teilfermentiert und gut erhalten, von guter Brenn- 
barkeit, typischem Geschmack und Aroma, als Zigarrendeck- 
blatt geeignet. Mit etwa 25 v, H. beschädigten Blättern. 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 


31 



Drucksadle VI/1876 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

19 

a) Brasile 

Selvaggio 

b) andere Sorten 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Feste, gut entwickelte Blätter von grüner Farbe, mit scharfem 

alkoholischem Aroma 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit: 20 v. H. 
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Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter 


Lfd. 

Nr. ; 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

Interven- 

tionspreis 

RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

1,822 

1,640 

2 

1 Badischer Burley E 

2,201 

1,981 

3 

Virgin SCR 

2,033 

1,830 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

1,398 

1,258 

5 

Nijkerk 

1,477 

1,329 

6 

1 Burley (Burley X Bel) 

1,704 

1,534 

7 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

1,280 

1,152 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 6410 und 

Ergo X Bursana) 

1,029 

1 

0,926 

i 

9 

a) Semois 

1 b) Appelterre 

1,220 

1,098 

10 

Bright | 

1,662 

1,496 

11 

1 a) Burley I 

i 

b) Maryland i 

1,425 1 

, 

1,283 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,380 

1,242 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,372 

1,235 

14 

Beneventano 

1 1,090 

1 0,981 

15 

1 Xanti-Yakä 

1 2,125 

1 1,913 

16 1 

Perustitza | 

1,953 1 

1,758 

17 i 

1 Erzegovina und Hybriden 1 

1,749 1 

1,574 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

8,898 

i 

8,008 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) übrige Sorten 

0,880 

0,792 


Anhang II 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das 
Wirtschaftsjahr 1971/72 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf (1), insbeson- 
dere auf Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in der Ge- 
meinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor, um das 
Gleichgewicht zwischen dem für die Gemeinschaft 
erforderlichen Produktionsumfang und den Absatz- 
möglichkeiten für diese Erzeugung sicherzustellen. 
Bei der Festsetzung der Beihilfe müssen auch der 
Weltmarktpreis für Fasern und Saaten von Flachs 
und Hanf sowie der Preis der anderen natürlichen 
konkurrierenden Erzeugnisse berücksichtigt werden. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1385/70 des Rates 
vom 13. Juli 1970 (2) wurde die Beihilfe für Flachs 


und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1970/71 festgesetzt; 
deren Höhe erscheint ausreichend, um im Wirt- 
schaftsjahr 1971/72 die oben genannten Ziele zu 
erreichen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1971/72 wird die in Arti- 
kel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorgese- 
hene Beihilfe wie folgt festgesetzt: 

— für Flachs auf 110 RE/ha 

— für Hanf auf 80 RE/ha. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 16. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorbemerkung 

In ihrer Mitteilung an den Rat zur Frage der Neu- 
ausrichtung der gemeinsamen Agrarpolitik hat die 
Kommission bereits die allgemeinen Erwägungen 
dargelegt, die sie zur Ausarbeitung der vorliegen- 
den Preisvorschläge für Agrarerzeugnisse veranlaßt 
haben. An dieser Stelle sind keine weiteren Ge- 
sichtspunkte für die allgemeine Beurteilung hinzu- 
zufügen. 


Begründung 


A. Beurteilungmaß Stäbe 
für die einzelnen Erzeugnisse 

Getreide 

1, Preisvorsdilag für das Wirtschaftsjahr 1971/72 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise sind die Ziel- 
setzungen der gemeinsamen Agrarpolitik und der 
Beitrag zu berücksichtigen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß die gemeinsame 
Agrarpolitik insbesondere das Ziel hat, der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene Le- 
benshaltung zu gewährleisten, die Versorgungs- 
sicherheit zu garantieren und die Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen sicherzustel- 
len. 

Außerdem sind die Bedeutung des Getreides für die 
Landwirtschaft der Gemeinschaft und der Einfluß der 
Getreidepreise auf die Preise zahlreicher landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse und damit auf das Einkom- 
men der in der Landwirtschaft Beschäftigten beson- 
ders groß. 

Unter diesen Umständen müssen die Preise für die 
wichtigsten Getreidearten in einem Verhältnis zuein- 
ander festgesetzt werden, das ihrem Produktions- 
niveau, ihrer Verwendung und der Verbesserung 
der landwirtschaftlichen Einkommen Rechnung trägt. 

Bei Weichweizen und Gerste, den beiden hauptsäch- 
lich in der Gemeinschaft angebauten Getreidearten, 
ist das Preisverhältnis zu verbessern. 

Dieses Ziel kann durch Vergrößerung der Spanne 
zwischen dem Grundrichtpreis und dem Interventi- 
onspreis für Weichweizen mittels einer geringfügi- 
gen Erhöhung des Grundrichtpreises erreicht wer- 
den, da diese Erhöhung keine Zunahme der im allge- 
meinen stark überschüssigen Produktion dieses Ge- 
treides hervorrufen kann. 


Bei Gerste wird eine stärkere gleichzeitige Erhö- 
hung der Rieht- und Interventionspreise um den glei- 
chen Prozentsatz den Unterschied zwischen den In- 
terventionspreisen für Weichweizen und Gerste ver- 
ringern. 

Da sich außerdem der Preisunterschied zwischen 
Weich weizen und Gerste vermindert, könnte die 
Denaturierungsprämie für Weichweizen in einem 
gewissen Umfang verringert werden. 

Unter diesen Umständen wird folgende Erhöhung 
vorgeschlagen: 

— Erhöhung des Grundrichtpreises für Weichwei- 
zen um 2 Vo 

— Erhöhung des Grundrichtpreises und des Grund- 
interventionspreises für Gerste um 5 ®/o. 

Diese Preise würden sich gegenüber 1970/71 wie 
folgt erhöhen; 

a) für Weichweizen: 

Grundrichtpreis; von 106,25 auf 108,37 RE/t, d. h. 
+ 2,12 RE/t; 

b) für Gerste; 

Grundrichtpreis; von 95,44 auf 100,21 RE/t, d. h. 
+ 4,77 RE/t. 

Der Unterschied zwischen dem Interventionspreis 
für Weichweizen und dem Interventionspreis für 
Gerste, der sich für 1970/71 auf 10^27 RE/t belief, 
würde somit auf 5,84 RE/t zurückgehen. 

Bei Weichweizen würde sich der Unterschied zwi- 
schen dem Richtpreis und dem Interventionspreis 
von 7,50 auf 9,62 RE/t erhöhen. 

2. Monatliche Zuschläge 

Die monatlichen Zuschläge, die den Lager- und Fi- 
nanzierungskosten Rechnung tragen sollen, die 
zwangsläufig für eine größere Getreidemenge vor 
ihrer Vermarktung ^nfallen, sind noch die gleichen 
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wie 1967. Sie sind jedoch infolge der seither einge’ 
tretenen Steigerungen, insbesondere der Finanzie- 
rungskosten, unzureichend. Die Nichtberücksichti- 
gung dieser Kostensteigerungen hätte zweifellos 
massive Ablieferungen an die Interventionsstelle 
zur Folge, falls die Marktpreise infolge einer reichen 
Ernte zu sehr in der Nähe des Interventionspreises 
lägen, um die Lager- und Finanzierungskosten zu 
decken. 

Um dies zu vermeiden, empfiehlt es sich daher, die 
monatlichen Zuschläge um einen Betrag zur Berück- 
sichtigung der Kostensteigerungen zu erhöhen, d. h. 
global um rd. 10<^/o. 

Unter diesen Umständen würden die monatlichen 
Zuschläge wie folgt festgesetzt: 

a) für die Rieht- und Schwellenpreise: 

1,05 RE/t für Weich weizen, 

1,15 RE/t für Hartweizen, 

0,95 RE/t für Roggen, 

0,85 RE/t für Gerste und Mais; 

b) für die Interventionspreise: 

Bei allen Getreidearten würden die monatlichen 
Zuschläge mit den unter Buchstabe a) genannten 
Beträgen übereinstimmen, mit Ausnahme von 
Mais, für den sich der monatliche Zuschlag auf 
1,05 RE/t erhöhen würde. 


3. Interventionszeitraum 

Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung Nr, 120/ 
67/EWG des Rates sind die Interventionsstellen 
während des ganzen Getreidewirtschaftsjahres ver- 
pflichtet, das ihnen angebotene und in der Gemein- 
schaft geerntete Getreide aufzukaufen. 

Ein Aufschub dieser Verpflichtung um einen Monat 
bei Weichweizen, Hartweizen und Roggen, um zwei 
Monate bei Gerste und um drei Monate bei Mais 
würde zu einer elastischeren Preisbildung zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres und einer aktiven Suche nach 
Lager- und Handelsplätzen führen. 

Der Erzeuger muß nämlich im allgemeinen aus tech- 
nischen und finanziellen Gründen ^/g seiner Lieferun- 
gen zu Beginn des Wirtschaftsjahres vornehmen. 
Das Fehlen der Intervention zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres wird den Getreidebesitzer veranlassen, 
sich intensiver ,um bessere Absatzmöglichkeiten zu 
bemühen. 

Es empfiehlt sich jedoch, in dem System eine Paral- 
lelität der monatlichen Zuschläge für die Schwellen- 
preise und die Interventionspreise beizubehalten, 
um den Lagerkosten für Getreide Rechnung zu tra- 
gen. 

Die Änderung des Interventionszeitraums hat eine 
Änderung der Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 7 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates 
zur Folge. 


Reis 

1. Vorschlag zur Festsetzung des Richtpreises für 
geschälten Reis 

Der Richtpreis für geschälten Reis für das Wirt- 
schaftsjahr. 1970/1971 war auf 18,97 RE/100 kg fest- 
gesetzt worden. 

Dieser Richtpreis setzt sich aus verschiedenen Be- 
standteilen zusammen, insbesondere aus den Kosten 
der Verarbeitung von Rohreis zu geschältem Reis. 
Diese Kosten haben sich im Laufe der letzten Jahre 
erheblich, nämlich von 0,950 RE/100 kg (dem dem 
Richtpreis von 18,97 RE zugrunde gelegten Betrag) 
auf 1,512 RE/ 100 kg erhöht. 

Diese Erhöhung führt dazu, daß der theoretische 
Richtpreis für Rohreis in den Produktionsgebieten 
absolut nicht mehr repräsentativ für den Marktpreis 
ist, in dem Maße wo er sogar niedriger als der Inter- 
ventionspreis von 12,50 RE liegt. 

Eine derartige Lage macht den Absatz von Reis 
natürlich ausnehmend problematisch und verursacht 
massive Verkäufe an die Interventionsstelle. 

Aus diesem Grunde wird vor geschlagen, bei der 
Festsetzung des Richtpreises für das Wirtschaftsjahr 
1971/1972 der Erhöhung der Verarbeitungskosten 
von 0,950 RE auf 1,512 RE/100 kg Rechnung zu tra- 
gen. Unter Berücksichtigung geringfügiger Änderun- 
gen einiger weiterer Faktoren des Richtpreises wird 
der Betrag von 19,70 RE/100 kg für das Wirtschafts- 
jahr 1971/1972 vorgeschlagen. 

Trotz dieser Anhebung ist jedoch zu erwarten, daß 
die großen Absatzschwierigkeiten, die bereits erheb- 
liche und wachsende Reismengen der Intervention 
zugeführt haben, in der Gemeinschaft fortbestehen 
werden, wenn nicht gleichzeitig noch andere Maß- 
nahmen ergriffen werden (s. nachstehend Punkt 2). 


2. Festlegung der Spanne zwischen theoretischem 
Richtpreis und wirklichem Interventionspreis für 
Rohreis 

Von der Inkraftsetzung der gemeinsamen Markt- 
organisätion für Reis an war der Absatz dieses Er- 
zeugnisses aus den Überschußgebieten in die Zu- 
schußgebiete der Gemeinschaft durch die geringe 
Spanne von 4 v. H. — die also weit niedriger lag als 
die Spannen bei anderen Getreidearten — zwischen 
dem theoretischen Richtpreis und dem wirklichen 
Interventionspreis von Rohreis in Arles und Vercelli 
(zur Zeit auf 12,50 RE/100 kg festgesetzt), den Ver- 
marktungszentren der Überschußgebiete, behindert. 
Eine Erweiterung der Spanne ist absolut notwendig, 
wenn die zur Beseitigung der derzeitigen Schwierig- 
keiten geeignete Flüssigkeit des Marktes erzielt 
werden soll, und sie ist auch möglich, wenn ihr durch 
die Höhe des Interventionspreises Rechnung getra- 
gen wird. 

Unter diesen Bedingungen ist es angebracht, Arti- 
kel 4 Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
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Rates zu ändern, um zur Festsetzung eines Interven- 
tionspreises, wie es bei den anderen Getreidearten 
geschieht, zu gelangen. 

3. Interventionszeitrauin 

Nach Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG des Rates sind die Interventionsstellen ver- 
pflichtet, den ihnen angebotenen, in der Gemein- 
schaft geernteten Rohreis während des ganzen Reis- 
wirtschaftsjahres anzukaufen. | 

i 

Eine Begrenzung dieser Verpflichtung durch ein Hin- | 
ausschieben um zwei Monate, d. h. ab 1. November 
statt ab 1. September, würde eine größere Beweg- | 
lichkeit bei der Preisbildung zu Beginn des Wirt- i 
Schaftsjahres und ein aktiveres Suchen nach Einla- 
gerungs- und Vermarktungsorten zur Folge haben. 
Aus technischen und finanziellen Gründen muß der 
Produzent im allgemeinen mehr als die Hälfte seiner 
Lieferungen zu Beginn des Wirtschaftsjahres durch- i 
führen. Ohne Intervention in den Monaten Septem- ' 
ber und Oktober muß sich der Besitzer von Rohreis 
selbst aktiver um die besten Absatzmöglichkeiten 
kümmern. 

Eine Änderung des Interventionszeitraumes führt 
zur Änderung des Artikels 5 Absatz 1 der Verord- 
nung Nr. 359/67/EWG des Rates. 

4. Festlegung der monatlichen Zuschläge für Rohreis ! 
und geschälten Reis 

Die monatlichen Zuschläge, die die Lagerkosten und 
die Kosten der Finanzierung des Reises auf dem 
Markt decken sollen, sind heute noch die im Jahre ; 
1967 festgesetzten. Berücksichtigt man lediglich die | 
seit damals eingetretenen Kostensteigerungen, ins- j 
besondere auf dem Gebiet der Finanzierung, so ist 
eine Erhöhung der monatlichen Zuschläge um 10 v. H. 
gerechtfertigt. Auf die derzeitigen monatlichen Zu- 
schläge angewandt ergibt diese Steigerung abgerun- 
det: 

— 0,12 RE/100 kg für den Interventionspreis für 
Rohreis, 

— 0,14 RE/ 100 kg für den Richtpreis und den 
Schwellenpreis für geschälten Reis. 


Ölsaaten 

1. In den Diskussionen über die gemeinsamen Öl- 
saatenpreise für das Wirtschaftsjahr 1967/1968, 
das erste der gemeinsamen Marktorganisation, | 
beschloß der Rat, die Rieht- und Interventions- 
preise sollten unter Berücksichtigung der folgen- j 
den beiden Faktoren festgesetzt werden: I 

i 

1. der niedrigste abgeleitete Interventionspreis 
der Gemeinschaft sollte nicht unter 18,05 RE/ 
100 kg Saaten liegen; 

2. der Unterschied zwischen dem obengenannten 
Preis und dem Interventionsgrundpreis sollte 
unter Berücksichtigung der Kosten für den 


Transport der Ölsaaten aus den Anbaugebie- 
ten nach Italien festgelegt werden. 

In Anbetracht der Tatsache, daß die Kosten für 
den Transport zwischen den Anbaugebieten und 
Norditalien auf rund 1,60 RE/100 kg veranschlagt 
werden konnten, setzte der Rat den Interventi- 
onsgrundpreis für Ravenna auf 19,65 RE/100 kg 
und den Richtpreis auf 20,25 RE fest, wobei der 
Interventionsgrundpreis um 0,60 RE erhöht wur- 
de, um den Preisschwankungen auf dem Markt 
Rechnung zu tragen. 

Abgesehen davon, daß der Interventionsgrund- 
preis in der Folge für Genua, jedoch nach wie 
vor auf 19,65 RE/100 kg, festgesetzt wurde, wur- 
den die vom Rat festgelegten Preise für die fol- 
genden Wirtschaftsjahre praktisch bestätigt. 

2. Hieraus geht hervor, daß der Rat mit der Fest- 
setzung der gemeinsamen Preise für Ölsaaten 
erreichen wollte, daß die in der Gemeinschaft er- 
zeugten Saaten auch von der italienischen Indu- 
strie, die von den Anbaugebieten am weitesten 
entfernt ist, gekauft werden können. Zwischen 
dem niedrigsten Interventionspreis und dem In- 
terventionsgrundpreis wurde daher ein Unter- 
schied festgesetzt, der die Verwirklichung dieses 
Ziels ermöglicht. 

Aus 100 kg Rapssamen (Rapssamen macht 90 ®/o 
der Gemeinschaftsproduktion aus) gewinnt man 
im Durchschnitt 41 kg öl und 53,5 kg Ölkuchen. 
Der Transport von 100 kg Samen kostet mehr als 
doppelt so viel wie der Transport von 41 kg öl. 
Solange sich für Ölkuchen ein Absatzmarkt in der 
Nähe der Anbaugebiete finden läßt, genießen 
die in der Nähe dieser Gebiete gelegenen Öl- 
mühlen daher einen natürlichen Vorteil gegen- 
über den anderen Industrien: Sie können mit 
Vorrang Rapssamen beziehen und das daraus ge- 
wonnene öl in den Verbrauchergebieten zu gün- 
stigen Bedingungen anbieten. 

Dies führt dazu, daß beispielsweise öl, das in 
Frankreich aus in der Gemeinschaft erzeugten 
Saaten hergestellt wird, in Genua zu einem nie- 
drigeren Preis angeboten werden kann als dem 
Gestehungspreis des Öls, das hier aus den glei- 
chen Saaten hergestellt wird, die zwangsläufig 
aus Frankreich oder Deutschland stammen müs- 
sen, da sie in Italien nicht angebaut werden. 

Dieser natürliche Vorteil wurde durch die vom 
Rat im Rahmen der gemeinsamen Marktorgani- 
sation beschlossene Regionalisierung beträchtlich 
verstärkt. 

Diese gemeinsame Marktorganisation sieht näm- 
lich vor, daß für die in der Gemeinschaft erzeug- 
ten Ölsaaten eine Beihilfe in Höhe des Unter- 
schieds zwischen dem Richtpreis und dem Welt- 
marktpreis gewährt wird. Die Beihilfe wurde so 
berechnet, daß in der Gemeinschaft erzeugte Öl- 
saaten, die nach Italien transportiert werden, hier 
mit Ölsaaten aus Drittländern konkurrieren kön- 
nen. Wegen des natürlichen Vorteils können die 
in der Gemeinschaft erzeugten Ölsaaten jedoch 
nicht nach Italien gelangen, sondern werden 
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leichter in der Nähe der Anbaugebiete verarbei- 
tet. Die gewährte Beihilfe stellt folglich, soweit 
sie den für die Mobilität der Saaten erforderli- 
chen Betrag übersteigt, eine Präferenz zugunsten 
der in der Gemeinschaft erzeugten Ölsaaten dar, 
und zwar zusätzlich zu der Präferenz, die sich aus 
den Preisschwankungen auf dem Markt ergeben 
kann. 

Diese zusätzliche Präferenz kommt, soweit nicht 
der Erzeuger davon profitiert, der Industrie zu- 
gute, die sich mit Saaten versorgen kann. Die 
Wettbewerbsbedingungen der einzelnen Indu- 
strien der Gemeinschaft können dadurch grundle- 
gend verändert werden. 

3. Diese Situation hat Italien veranlaßt, im Wirt- 
schaftsjahr 1967/1968 einseitige Schutzmaßnah- 
men zu treffen. Bis zur Prüfung der Ursachen für 
die Schwierigkeiten der italienischen Industrie 
hat der Rat auf Vorschlag der Kommission be- 
schlossen, dieser Industrie vorübergehend eine 
zusätzliche Beihilfe zur Überwindung ihrer 
Schwierigkeiten zu gewähren. Diese Beihilfe, die 
von der Kommission für drei Jahre vorgeschla- 
gen worden war, wurde bis zum Wirtschaftsjahr 
1970/1971 verlängert. 

4. Die zusätzliche Beihilfe läuft am 30. Juni 1971 
aus, und die Kommission hält eine Verlängerung 
nicht für möglich. Ihre Abschaffung würde jedoch 
dazu führen, daß in der Gemeinschaft erzeugte 
Saaten praktisch nicht mehr nach Italien gelangen 
könnten, da sie von Natur aus in einem enger 
begrenzten Gebiet zirkulieren. Da die Interven- 
tionspreise auf einer Höhe festgesetzt werden 
müssen, die in Anbetracht der natürlichen Preis- 
bildungsbedingungen und gemäß dem Marktbe- 
darf den freien Warenverkehr mit Ölsaaten in 
der Gemeinschaft ermöglicht, sind aus der neuen 
Situation die Folgerungen zu ziehen, die bisher 
durch die Gewährung der zusätzlichen Beihilfe 
vermieden werden konnten. 

5. Wie in Punkt 1 dargelegt, hat der Rat bei der 
Festsetzung der ersten gemeinsamen Preise für 
Ölsaaten den Willen zum Ausdruck gebracht, den 
Erzeugern in den Anbaugebieten mit den größ- 
ten Überschüssen einen Preis von mindestens 
18,05 RE zu garantieren. Diese Garantie gestat- 
tete eine Steigerung der Ölsaatenproduktion, die 
sich in vier Jahren praktisch verdoppelt hat. Die- 
se Entwicklung wurde dadurch ermöglicht, daß 
die Ölsaatenpreise in einem günstigen Verhältnis 
zum Preis der in der Fruchtfolge konkurrierenden 
Erzeugnisse standen. Der Preis dieser Erzeug- 
nisse ist seit 1967 gleich geblieben, und es er- 
scheint daher auch nicht logisch, die den Raps- 
erzeugern gewährte Garantie zu ändern. 

Aus den vorgenannten Gründen erscheint es 
jedoch erforderlich, die Regionalisierung der Öl- 
saatenpreise umzugestalten, um sie der tatsäch- 
lichen Lage anzupassen. 

Unter diesen Umständen wird vorgeschlagen, in 
den Anbaugebieten sowohl in Frankreich als 


I auch in Deutschland die Interventionspreise auf 
j der in den vorangegangenen Wirtschaftsjahren 
I festgelegten Höhe zu belassen. So bleiben die als 

! Beispiel angeführten Preise für Chäteauroux, 

j Bourges, Regensburg und Kiel unverändert. 

I Auf der Grundlage dieser Preise und in Anbe- 
; tracht der gegenwärtig geltenden Transportko- 
sten wurden die übrigen Interventionspreise 
unter Berücksichtigung der natürlichen Preisbil- 
dungsbedingungen festgesetzt. Es wird vorge- 
schlagen, den Interventionsgrundpreis nicht mehr 
1 für Genua, sondern für Rotterdam festzulegen, 
und zwar angesichts der Bedeutung dieses Mark- 
tes sowie der Tatsache, daß der Weltmarktpreis 
an diesem Ört festgestellt wird. Der Unterschied 
zwischen Interventionsgrundpreis und Richtpreis 
braucht nicht geändert zu werden. 

6. Derartige Preise würden die Einhaltung der in 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG aufgestellten 
I Kriterien gewährleisten und jegliche Gefahr einer 

I Wettbewerbsverzerrung zwischen verschiedenen 

j Industrien beseitigen. Sie würden jedoch die Ab- 
satzmöglichkeiten für die in der Gemeinschaft 
erzeugten Saaten vermindern, da die italienische 
Industrie nicht mehr in der Lage wäre, diese 
i Saaten unter ähnlichen Bedingungen wie die 
I übrigen Industrien zu beziehen. 

Italien hat im letzten Wirtschaftsjahr rund 
200 000 Tonnen in der Gemeinschaft erzeugte 
Ölsaaten abgenommen, und man muß daher für 
diese Menge neue Absatzmöglichkeiten suchen, 
i Da in den letzten Jahren in den Erzeugermit- 
gliedstaaten eine günstige Entwicklung des Raps- 
ölverbrauchs zu verzeichnen war, besteht Grund 
zu der Annahme, daß die Märkte dieser Länder 
die Mengen aufnehmen können, die früher von 
I der italienischen Industrie gekauft wurden. 

I 

I 

i 

Zucker 

Seit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorga- 
nisation für Zucker am 1. Juli 1968 sind die Zucker- 
rübenanbauflächen in der Gemeinschaft ziemlich 
unverändert geblieben: 1 160 000 ha 1968/69, 

I 1 161 000 ha 1969/70 und 1 147 000 ha 1970/71. Wäh- 
I rend dieses Zeitraums von drei Zuckerwirtschafts- 
i jahren verringerte sich die Anbaufläche in Italien 
I um 8 V. H., während sie in Deutschland um 2,5 v. H. 

: zunahm. Öbgleich sich in den meisten Anbaugebie- 
: ten eine graduelle Erhöhung der Zuckerausbeuten 
feststellen ließ, war die Zuckererzeugung je Hektar 
1968/69 und 1970/71 (außer in Frankreich) relativ 
gering, hingegen 1969/70 jedoch erheblich gestiegen. 
So belief sich die Zuckererzeugung 1968/69 auf 
6,8 Mio t, 1969/70 auf 7,4 Mio t und 1970/71 auf 
7,05 Mio t. Bei einer jährlichen Verbrauchszunahme 
I von ungefähr 100 0000 t beträgt der Überschuß der 
Gemeinschaftszuckererzeugung während der be- 
treffenden drei Zuckerwirtschaftsjahre 800 000 t, 
1 300 000 t bzw. 850 000 t, d. h. durchschnittlich 
1 Mio t. Dieser Überschuß wurde unverändert oder 
i in Form von Verarbeitungserzeugnissen ausgeführt. 
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ferner denaturiert und in der chemischen Industrie 
verwendet. 

Die mit dem Überschußabsatz verbundenen Kosten 
haben sich dadurch verringert, daß einerseits die 
Weltmarktpreise gestiegen sind, was u. a. auf die 
durch die Gemeinschaft verfolgte Exportpolitik zu- 
rückzuführen ist (die Weltpreise, die sich 1968/69 
auf 4 bis 8 RE/100 kg beliefen, haben kürzlich die 
Höhe von 12 RE/100 kg überstiegen), andererseits 
dadurch, daß sich der menschliche Verbrauch der im 
Rahmen der Grundquoten erfolgten Erzeugung 
nähert, wodurch sich die Menge verringert, für die 
die Gemeinschaft die alleinige finanzielle Verant- 
wortung trägt, sowie durch die Zunahme der Men- 
gen, deren Produktion unter alleiniger Verantwor- 
tung der Erzeuger erfolgt (die Erzeugung oberhalb 
der Höchstquote stieg von 34 000 t im Jahre 1968/69 
auf 100 000 t im Jahre 1970/71). Die sich aus dem 
Absatz des Produktionsüberschusses ergebenden 
Ausgaben können für 1968/69 auf 127 Mio RE, für 
1969/70 auf 170 Mio RE und für 1970/71 auf 90 Mio 
RE veranschlagt werden. Die Einnahmen aus den 
von den Erzeugern zu entrichtenden Produktionsab- 
gaben belaufen sich für 1968/69 auf 32 Mio RE, für 
1969/70 auf 83 Mio RE und für 1970/71 auf 54 Mio 
RE. So verminderte sich die Nettobelastung im Zuk- 
kersektor (Ausgaben abzüglich Produktionsabgabe) 
von 95 Mio RE 1968/69 (87 Mio RE 1969/70) auf 
36 Mio RE 1970/71. 

Um eine neuerliche Erhöhung der Nettobelastung 
für die Gemeinschaft zu vermeiden, ist es erforder- 
lich, eine Anpassung der Garantiemenge vorzu- 
sehen, indem sie auf ihrer jetzigen Höhe verbleibt 
und nur in dem Maße erhöht wird, indem der 
menschliche Verbrauch sie überschreitet. 

Das System des sogenannten Mischpreises (Anwen- 
dung des Artikels 31 der Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG) läuft der Spezialisierung des Zuckerrübenan- 
baus in der EWG zuwider. Während der Beratungen 
des Rates über die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker im Jahre 1967 wurde vorgesehen, das 
genannte System in dem Augenblick aufzugeben, in 
dem die Erhöhung der Erzeugung im Rahmen des 
Mischpreissystems stärker sein würde als die im 
Rahmen der differenzierten Verträge festgestellten. 
Inzwischen kann in den Ländern, die das Mischpreis- 
system anwenden, eine Erzeugung in Höhe von 
116 V. H. der Grundquoten beobachtet werden, wäh- 
rend in den anderen Ländern nur 109 v. H. erreicht 
werden. Unter Berücksichtigung dessen, daß eine 
Aufhebung des Mischpreissystems mit Beginn des 
Zuckerwirtschaftsjahres 1971/72 wegen des Fort- 
schritts der vorbereitenden Arbeiten für diese Kam- i 
pagne nicht mehr durchführbar erscheint, soll die j 
Aufhebung des Mischpreissystems mit Beginn des ' 
Zuckerwirtschaftsjahres 1972/73 erfolgen, wobei 
Übergangsbestimmungen das Zuckerwirtschaftjahr 
1971/72 regeln müssen. | 

Der während der Zuckerwirtschaftsjahre 1968/69 
bis 1970/71 anwendbare Weißzuckerpreis wurde für j 
eine Standardqualität festgesetzt, die der der 3. Ka- 
tegorie entspricht. Es ist notwendig, diesen Preis für , 
die 2. Kategorie festzusetzen, die für die Gemein- 
schaft repräsentativer ist. In diesem Fall ist der ; 


Weißzuckerpreis um den zur Zeit im Rahmen der 
Interventionsregelung vorgesehenen Qualitätszu- 
schlag für Zucker der 2. Kategorie zu erhöhen 
(+ 0,50 RE/100 kg). 

Die sich auf dem Melassemarkt zeigenden Schwierig- 
keiten machen gewisse Preiskorrekturen und die 
Berücksichtigung gesunkener Einnahmen durch den 
Zuckerhersteller aus dem Melasseverkauf erforder- 
lich, Einnahmen, die bei der Berechnung des Inter- 
ventionspreises für Zucker unterstellt wurden. Dies 
führte zu der Notwendigkeit einer geringfügigen Er- 
höhung des Interventionspreises für Zucker 
(+ 0,12 RE/100 kg). Schließlich ist es notwendig, um 
den wirklichen Finanzierungskosten Rechnung zu 
tragen, den Betrag der Lagerkostenvergütung von 
0,14 auf 0,18 RE je 100 kg und Monat zu erhöhen. 
Da diese Erhöhung der Vergütung eine Erhöhung 
der Lagerkostenabgabe, die von den Zuckerherstel- 
lern zu erheben ist, um 0,26 RE/100 kg nach sich 
zieht, ist der Interventionspreis um diesen Betrag 
zu erhöhen. Entsprechend beläuft sich der Interven- 
tionspreis auf 22,11 RE/100 kg. Unter diesen Voraus- 
setzungen kann der Richtpreis auf 23,00 RE/100 kg 
festgesetzt werden. 

Für die Ableitung der einerseits in Italien und ande- 
rerseits in den französischen überseeischen Departe- 
ments geltenden Interventionspreise ist es erforder- 
lich, die im Verlauf der letzten Zuckerwirtschafts- 
jahre festgestellten tatsächlichen Kosten zu berück- 
sichtigen. 

Der Schwellenpreis ist auf der Basis cif-free out fest- 
zusetzen, um einen direkten Vergleich mit den übli- 
cherweise auf dem Weltmarkt festgestellten Preisen 
zu ermöglichen. Bei der Festsetzung des Höchstbe- 
trages der Produktionsabgabe ist es erforderlich, die 
technischen Änderungen des o. g. Preises zu berück- 
sichtigen; unter diesen Voraussetzungen sollte die 
Beteiligung der Zuckerrübenerzeuger auf 7,75 v. H. 
beschränkt werden. Unter Berücksichtigung einer- 
seits der Erzeugungsentwicklung unter dem Aspekt 
der Spezialisierung und andererseits der Absatz- 
möglichkeiten ist es angezeigt, die Höchstquoten auf 
ihrer jetzigen Höhe beizubehalten. 


Milch 

Auf dem Milchmarkt hat sich die Lage im Jahre 1970 
insofern grundlegend geändert, als cs gelang, die 
großen Vorräte bei Butter und Magermilchpulver 
abzubauen. Die verfügbaren Bestände am 1. Januar 
1971 waren nicht mehr weit von dem entfernt, was 
man zu dieser Jahreszeit als normal ansehen kann. 

Da die Milcherzeugung weiterhin rückläufig war 
und der Verbrauch von Frischmilcherzeugnissen und 
Käse sich sehr günstig entwickelten, sind auch die 
Überschüsse aus der laufenden Produktion erneut 
zurückgegangen. Immerhin wird man jedoch damit 
rechnen müssen, daß im Jahre 1970 die Erzeugung 
den Verbrauch zu Marktpreisen immer noch um rd. 
4 Millionen t Milch überschritten hat. 

Unter Berücksichtigung der im ganzen entspannten 
Situation auf dem Milchmarkt, der allgemeinen wirt- 
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schaftlichen Entwicklung und der Bedeutung des 
Milchpreises für die Einkommen eines großen Teils 
der Landwirte ist die Kommission der Ansicht, daß 
der Richtpreis für Milch im Milchwirtschaftsjahr 
1971/1972 von 10,3 auf 10,8 RE/100 kg angehoben 
werden sollte. Sie trägt dabei der Erkenntnis Rech- 
nung, daß das erstrebte Gleichgewicht zwischen Er- 
zeugung und Verbrauch nicht durch die Preispolitik 
allein hergestellt werden kann, sondern daß hierzu 
weiterreichende Maßnahmen getroffen werden müs- 
sen. 

Da der Je-Kopf-Verbrauch von Butter zu Marktprei- 
sen in den letzten Jahren rückläufig war, erscheint 
es der Kommission nicht möglich, den Interventions- 
preis für Butter und damit die Marktpreise anzuhe- 
ben. Es ist vielmehr notwendig, die Erhöhung des 
Richtpreises allein auf den Interventionspreis für 
Magermilchpulver zu übertragen und ihn um 
5,50 RE/100 kg zu erhöhen. 

Nach Auffassung der Kommission sollte die Preis- 
erhöhung so wenig wie möglich zu einer Erhöhung 
der Aufwendung an öffentlichen Mitteln für den 
Milchsektor führen. Dieser Grundsatz läßt sich bei 
den meisten Milcherzeugnissen auch durchführen, 
lediglich bei den für die Magermilch gezahlten Bei- 
hilfen und für die in dritte Länder ausgeführten Pro- 
dukte erscheint das nicht in vollem Umfang möglich. 
Bei dem verfütterten Magermilchpulver und der ver- 
fütterten Magermilch sollten die Käufer dieser Er- 
zeugnisse die Hälfte der Preiserhöhung tragen. Für 
Kasein, dessen Außenzoll im GATT konsolidiert ist, 
muß die Beihilfe in vollem Umfang erhöht werden, 
wenn die Erzeugung aufrechterhalten bleiben soll. 
Das gleiche gilt für die Erstattungen bei der Aus- 
fuhr. 

Die Interventionspreise bzw. die Beihilfen müssen 
deshalb für 1971/1972 wie folgt festgesetzt werden: 


Milchwirtschaftsjahr 
1970/71 I 1971/72 


RE/100 kg 


Interventionspreis Butter . . 

173,50 

173,50 

Interventionspreis Mager- 
milchpulver 

41,25 

46,75 

Interventionspreis Grana — 
30 bis 60 Tage 

124,80 

131,75 

Interventionspreis Grana — 
6 Monate 

148,80 

156,05 

Interventionspreis Parmesan 

163,20 

170,45 

Beihilfe für Magermilchpul- 
ver 

8,25 

11,00 

Beihilfe für flüssige Mager- 
milch 

1,50 

1,75 


Die Kommission schlägt dem Rat weiterhin vor, die 
Auswirkungen der Änderungen beim Richtpreis und 
beim Interventionspreis für Magermilchpulver auf 
die gegenwärtig gültigen Schwellenpreise zu über- 
tragen und dabei für die betroffenen Käsesorten die 
im GATT vereinbarten Bedingungen zu berücksich- 
tigen. 


Rindfleisch 

Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch sieht die Festset- 
zung eines Orientierungspreises für Kälber und 
eines Orientierungspreises für ausgewachsene Rin- 
der für jedes Wirtschaftsjahr vor. Nach Artikel 4 
der Verordnung beginnt jedes Wirtschaftsjahr am 
ersten Montag des Monats April. 

Mit dem vorliegenden Verordnungsentwurf sollen 
dem Rat die Orientierungspreise für ausgewachsene 
Rinder und Kälber, die in den Wirtschaftsjahren 
1971/1972 und 1972/1973 gelten sollen, zur Billigung 
vorgelegt werden. 

Angesichts des mehr als einjährigen Zeitraumes 
zwischen der Entscheidung eines Viehzüchters, Rind- 
fleisch zu erzeugen, und dem Zeitpunkt, da er dieses 
Erzeugnis auf den Markt bringen kann, erscheint es 
im Hinblick auf eine positive Einflußnahme auf den 
Entschluß des Viehzüchters zweckmäßig, bereits jetzt 
die Orientierungspreise für das Wirtschaftsjahr 
1972/1973 bekanntzugeben. 

Für ausgewachsene Rinder wird vorgeschlagen, den 
für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 geltenden Orien- 
tierungspreis von 68 RE/100 kg Lebendgewicht wie 
folgt zu erhöhen: 

— um 50/0 für das Wirtschaftsjahr 1971/1972, was 
einen Orientierungspreis von 71,40 RE/100 kg Le- 
bendgewicht ergibt; 

— um 5 ”/o für das Wirtschaftsjahr 1972/1973, was 
einen Orientierungspreis von 75 RE/100 kg Le- 
bendgewicht ergibt. 

Da sowohl die von den Dienststellen der Kommis- 
sion als auch die von der OECD und der FAO er- 
stellten Vorausschätzungen für Erzeugung und Ver- 
brauch an Rindfleisch für die nächsten Jahre einen 
stetig wachsenden Fehlbedarf in der Gemeinschaft 
anzeigen, könnten die Erhöhungen einen zusätzli- 
chen Anreiz für die Rindfleischerzeugung darstellen, 
bis die von der Kommission vorgeschlagenen mittel- 
fristigen Maßnahmen sowie die Maßnahmen zur 
weiteren Gewährung der Prämien für die Nicht-Ver- 
marktung von Milch und Milcherzeugnissen zur Aus- 
wirkung kommen. 

Hervorzuheben ist ferner, daß die Einführung meh- 
rerer repräsentativer Märkte in Frankreich, wo es 
bisher nur den von La Villette gegeben hat, zu 
einem Rückgang des festgestellten Gemeinschafts- 
preises um etwa 0,4 ^/o führen wird, was sich wie 
eine Erhöhung des Orientierungspreises um den 
gleichen Prozentsatz auswirken wird. 
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Für Kälber wird vorgesdilagen, den Orientierungs- 
preis für das Wirtschaftsjahr 1970/71, nämlich 
91,50 RE/ 100 kg Lebendgewicht, beizubehalten. 


Rohtabak 

1. Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für Rohtabak be- 
stimmt, daß für jede Sorte der Gemeinschafts- 
erzeugung vor dem 1. August für die Ernte des 
folgenden Kalenderjahres 

— der Zielpreis und der Interventionspreis für 
Tabakblätter festgesetzt werden muß 

— und ein abgeleiteter Interventionspreis für 
Tabakballen festgesetzt werden kann. 

2. Dieselbe Verordnung bestimmt, daß die Durch- 
führung der Regelung ab der Ernte 1970 sicher- 
zustellen ist. Zu diesem Zweck hat der Rat auf 
von der Kommission am 5. Juni 1970 unterbreite- 
ten Vorschläge hin am 20. Juli 1970 für die Ernte 
1970 geltende Verordnungen zur Festsetzung 
von Preisen und von Prämien erlassen 

3. Die Gewähr dafür, daß die für die erste, durch 
die neue Regelung erfaßte Ernte festzulegenden 
Interventionspreise nicht niedriger liegen als die 
durchschnittlich in den letzten drei vorhergehen- 
den Jahren erzielten Preise war in der Grundver- 
ordnung gegeben. Praktisch wurde für die mei- 
sten Sorten eine Pauschalerhöhung des Interven- 
tionspreises im Vergleich zu dieser Bezugsbasis 
beschlossen, um „allen Faktoren Rechnung zu 
tragen, die sich in dem betreffenden Zeitraum auf 
die Preise und die Einkommen der Erzeuger in 
der Gemeinschaft haben auswirken können". Die 
Interventionspreise wurden, bezogen auf den 
Durchschnitt der in den Jahren 1967 bis 69 er- 
zielten Preise, wie folgt festgesetzt: 


deutsche Sorten 

100 

französische Sorten 

107 

beligsche Sorten 

109 

italienische Sorten 

110. 


4. Wenn sich die Festsetzung der Tabakpreise für 
die Ernte 1970 auch auf die Einkommen der Er- 
zeuger ausgewirkt hat, so hat sie doch die Ent- 
scheidungen in bezug auf Anbau und Umfang der 
Erzeugung nicht beeinflußt, da die Preise erst 
einige Monate nach der Anpflanzungszeit fest- 
gelegt wurden. Im übrigen dürften sich Ände- 
rungen dieser Preise in einer selektiven Ausrich- 
tung der Erzeugung, namentlich zu den meist- 
gefragten Sorten hin, niederschlagen. Zum jetzi- 
gen Zeitpunkt hat der Absatz der Ernte 1970 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 27. Juli 1970, S. 17 


kaum begonnen, und Hinweise auf die Bedingun- 
gen, unter denen er sich vollziehen wird, dürften 
nicht vor Ablauf einiger Monate verfügbar sein. 

In diesem Zusammenhang schlägt die Kommis- 
sion vor, für die Ernte 1971 die Ziel- und Inter- 
ventionspreise für Tabakblätter der Ernte 1970 
beizubehalten. 

5. Diese Beibehaltung ist auch mit dem Problem 
der Definition der Bezugsqualitäten, für die die 
Ziel- und Interventionspreise gelten, verbunden. 
Bei der Festsetzung dieser Preise für die Ernte 
1970 war für in Italien und Belgien angebaute 
Sorten der provisorische und versuchsweise Cha- 
rakter der Klassifizierung von Tabak nach der 
Qualität und dementsprechend der Definition der 
Bezugsqualitäten festgestellt worden. 

Dennoch haben es Zeitmangel, die Anfangs- 
schwierigkeiten bei der Einführung der neuen 
Regelung sowie Personalschwierigkeiten in den 
Dienststellen der Kommission, denen die Durch- 
führung der gemeinsamen Marktorganisation auf 
diesem Sektor obliegt, noch nicht erlaubt, die auf 
diesem Gebiet nötigen Arbeiten, nämlich die han- 
delsmäßige Klassifizierung des Tabaks auf Ge- 
meinschaftsebene zu harmonisieren, durchzufüh- 
ren. Infolgedessen wird für die nächste Ernte 
diesbezüglich der Status quo vorgeschlagen. 

6. Ein weiteres Problem bildet die Festsetzung ab- 
geleiteter Interventionspreise für Tabakballen, 
die im Verordnungsverfahren Gegenstand eines 
Parallelvorschlags zu dem hier vorliegenden sein 
müßte. Die Erörterung der Preise und Prämien für 
1970 hat die Schwierigkeiten infolge der wechsel- 
seitigen Abhängigkeit von abgeleiteten Interven- 
tionspreisen und den die Prämienfestsetzung be- 
stimmenden Elementen klar herausgestellt. Nach 
Aussage der Grundverordnung selbst müssen 
nämlich die in beiden Fällen zugrunde gelegten 
Verarbeitungskosten identisch sein, so daß die 
Festsetzung von abgeleiteten Interventionsprei- 
sen die spätere Festsetzung der entsprechenden 
Prämien in bezug auf diese Kosten präjudiziert. 
Zur Milderung dieses Nachteils hat es die Kom- 
mission für richtiger gehalten, mit entsprechen- 
den Vorschlägen für die abgeleiteten Interven- 
tionspreise und die Höhe der Prämien zu warten, 
bis ausreichende Informationen über den Absatz 
der Ernte 1970 vorliegen. Bei dieser Gelegenheit 
wird sie auch eine Änderung der Grundverord- 
nung Vorschlägen, um das Parlament formell mit 
der Prämienfestsetzung zu befassen. 


Flachs und Hanf 

1. Da die Beihilfe für Flachs und Hanf für das Wirt- 
schaftsjahr 1970/71 erst zum Zeitpunkt der Ernte 
festgesetzt wurde, ist es gegenwärtig nicht mög- 
lich, die Äuswirkung der Gemeinschaftsbeihilfe 
auf die Produktion dieser Erzeugnisse genau zu 
beurteilen. 
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Daher wird vorgesdilagen, im Wirtschaftsjahr 
1971/1972 die für Flachs und Hanf für das Wirt- 
sdiaftsjahr 1970/1971 gewährte Beihilfe beizu- 
behalten. 

2. Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1308/70 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Fladis und Hanf sieht vor, daß die Kommis- 
sion dem Rat jährlich einen Bericht vorlegt, der 
es ihm ermöglicht, den in der Gemeinschaft not- 
wendigen Produktionsumfang und die Absatz- 
möglichkeiten dieser Produktion sowie deren 
mögliche Entwicklung zu beurteilen. Da die Ele- 
mente dieses Berichtes in die vorliegende Be- 
gründung aufgenommen wurden, ist die Kom- 
mission der Ansicht, daß diese als Bericht an- 
zusehen ist. 

3. Da die gemeinsame Marktorganisation für Flachs 
und Hanf erst am 1. August 1970 in Kraft trat, ist 
es der Kommission nicht möglich, eine ausführ- 
liche Übersicht zu liefern. Daher gibt diese 
Übersicht nur eine Vorausschau auf das Wirt- 
schaftsjahr 1971/1972, der Angaben der berufs- 
ständischen Kreise zugrunde gelegt wurden. Ob- 
wohl diese Angaben unter Vorbehalt weiterge- 
geben wurden, erlauben sie eine Verbrauchs- 
schätzung, die der Realität viel näher liegt, als 
die im Kapitel Flachs und Hanf des Situations- 
berichtes der Landwirtschaft aufgeführten offi- 
ziellen Angaben. 

4. Bei Flachs zur Fasergewinnung sind für die vor- 
aussichtliche Entwicklung im Wirtschaftsjahr 
1971/1972 folgende Werte zu berücksichtigen. 

Flachsfaservorräte 

Nach den vorliegenden Angaben werden die 
Schwingbetriebe, der Handel und die Spinnereien 
in den Mitgliedsländern zu Beginn des Wirt- 
schaftsjahres 1971/1972, d. h, zum 31. Juli 1971 
über einen Restbestand von rund 25 000 t ver- 
fügen; die Lagerbestände zu Beginn des voran- 
gegangenen Wirtschaftsjahres stellten sich auf 
77 000 t. 

Da dies die Mindestmenge ist um einen reibungs- 
losen Übergang von einem Wirtschaftsjahr zum 
andern zu gewährleisten, ist für Ende des Wirt- 
schaftsjahres 1971/1972 ein Überhang in gleicher 
Höhe vorzusehen. In diesem Zusammenhang sei 
bemerkt, daß die berufsständischen Kreise diesen 
Bestand für nicht ausreichend ansehen. 

Verbrauch 

Von selber Quelle wird berichtet, daß der vor- 
aussichtliche Verbrauch an Flachsfasern durch 
die Verarbeitungsindustrien der Mitgliedstaaten, 
der für das Wirtschaftsjahr 1970/1971 auf 86000 t 
geschätzt wird, im Wirtschaftsjahr 1971/1972 
um 10 Vo auf etwa 77 500 t zurückgehen wird. 
Diese Verringerung ist insbesondere auf die vor- 
aussichtlich weniger günstige Entwicklung des 


Exports von FlachSgeweben nach den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika zurückzuführen. 

Ausfuhren 

Enge Verbindung besteht zwischen den Flachs- 
faserproduzenten der Gemeinschaft und den Ver- 
arbeitungsindustrien bestimmter Drittländer, na- 
mentlich der beitrittswilligen Länder. Diese Ver- 
bindungen sind übrigens in einem Präferenzab- 
kommen, dem sogenannten Abkommen von Nea- 
pel, konkretisiert, in dem sich die Gemeinschafts- 
erzeuger verpflichtet haben, mindestens 80 ®/o 
des Bedarfs der Verarbeitungsindustrie zu dek- 
ken; die Verarbeitungsindustrie ihrerseits hatte 
sich zur Abnahme dieser Erzeugung verpflich- 
tet. 

Unter diesen Umständen dürfte eine wesentliche 
Änderung der Flachsfaserexporte kaum zu er- 
warten sein. Die Exportmengen können auf 
40 000 bis 45 000 t angesetzt werden. 

Einfuhren aus dritten Ländern 

Der Bedarf der Gemeinschaftsverarbeiter, der mit 
den in der Gemeinschaft erzeugten Flachsfasern 
nicht gedeckt werden kann, wird durch Einfuhren 
aus dritten Ländern gedeckt. 

Diese Einfuhren werden auf etwa 20 000 t ge- 
schätzt. Angesichts der Lage auf dem Weltmarkt 
wird diese Menge im Wirtschaftsjahr 1971/1972 
wohl kaum überschritten werden können. 

Daher müssen die für die Verarbeitungsindustrie 
der Mitgliedstaaten und für die Ausfuhr nach 
dritten Ländern benötigten Flachsfasermengen, 
die zwischen 117 500 und 122 500 t liegen, teil- 
weise durch die 20 OOÖ t eingeführten Flachs ge- 
deckt werden, wobei der Rest, also zwischen 
97 500 und 102 500 t, durch Flachsfasern aus der 
Verarbeitung der Ernte 1971 zu decken wäre. 

Angesichts eines Hektar-Ertrags von 1500 kg 
Fasern müßte die für einen Ausgleich zwischen 
Angebot und Nachfrage notwendige Flachs- 
anbaufläche 1971 zwischen 65 000 und 68 000 ha 
liegen. 

Da 1970 rund 53 000 ha bebaut wurden, bedeu- 
tet dies eine Erhöhung um 12 000 bis 15 000 ha, 
d. h, um 22 bis 30 ®/o. 

5. Bei Öllein wirft der Absatz der Erzeugung, der 
sich bei etwa 4 500 t Ölsaaten stabilisiert hat, 
keine Probleme auf, da diese Erzeugung nur 
einen geringen Teil des Gemeinschaftsbedarfs 
ausmacht. 

6. Bei Papierhanf liegen die voraussichtlichen An- 
bauflächen bei 4000 ha, da sich die Absatzmög- 
lichkeiten hier verbessert haben dürften. Die 
Anbauflächen von Hanf zur Faserherstellung ha- 
ben sich bei 2000 ha stabilisiert. Der Absatz der 
weit hinter dem Bedarf der Gemeiaschaftsindu- 
strie zurückliegenden Erzeugung bereitet keine 
Schwierigkeiten. 
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B. Vorgeschlagene Preise 

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen schlägt die Kommission dem Rat vor, 
die Preise für die in Frage kommenden Erzeugnisse wie folgt festzusetzen: 

RE/t 




festge- 

legte 

Preise 

Vorge- 


Erzeugnis 

Art des Preises 

des vor- 

schlage- 

Anwendungszeitraum 



herge- 

henden 

Jahres 

ner Preis 


Hartweizen 

Richtpreis 

125,00 

125,00 

1. August 1971 bis 


Grundinterventionspreis 

117,50 

117,50 

31. Juli 1972 


Garantierter Erzeugermindestpreis 
auf der Großhandelsstufe 

145,00 

145,00 


Weichweizen 

Richtpreis 

106,25 

108,37 



Grundinterventionspreis 

98,75 

98,75 


Gerste 

Richtpreis 

95,44 

100,21 



Grundinterventionspreis 

88,48 

92,91 


Roggen 

Richtpreis 

97,50 

97,50 



Grundinterventionspreis 

91,00 

91,00 


Mais 

Richtpreis 

95,94 

95,94 


Reis 

Richtpreis 

189,70 

i 

197,00 

1. September 1971 
bis 

31. August 1972 

Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

1 152,50 

j 

— 


Marktrichtpreis 

721,00 

— 



Interventionspreis 

648,50 ' 

— 


Ölsaaten 

Richtpreis 



1. Juli 1971 bis 


— Raps- und Rübsensamen 

202,50 

196,50 

30. Juni 1972 


— Sonnenblumenkerne 

202,50 

197,20 



Grundinterventionspreis 

— Raps- und Rübsensamen 

1 196,50 

190.20 


Zudcer 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

17,00 

17,00 

1. Juli 1971 bis 

30. Juni 1972 


Halbfetter Preis für Zuckerrüben 

10,00 

10,00 



Richtpreis für Weißzucker 

223,50 

230,00 



Interventionspreis für Weißzucker 

212,30 

221,10 
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Erzeugnis 

Art des Preises 

festge- 
legte 
Preise 
des vor- 
herge- 
henden 
Jahres 

Vorge- 
schlage- 
ner Preis 

Anwendungszeitraum 

Milch 

Richtpreis für Milch 

Interventionspreis 

103,00 

108,00 

1. April 1971 bis 

31. März 1972 i 


— Butter 

1 735,00 

1 735,00 



— Magermilchpulver 

— Käse, Grana-Padano 

412,50 

467,50 

j 


30 bis 60 Tage 

1 248,00 

1 317,50 



6 Monate 

1 488,00 

1 560,50 



Parmigiano-Reggiano 

1 632,00 

1 704,50 



Direkte Beihilfen für Magermilch 





— Pulver 

82,50 

110,00 



— flüssig 

15,00 

17,50 

i 

1 

Rindfleisch 

1 

: Orientierungspreis für ausgewachsene 
Rinder (Lebendgewicht) 

680,00 

714.00 

750.00 

1, April 1971 bis 

31. März 1973 


i 



1. April 1972 bis 
,31. März 1973 


Orientierungspreis für Kälber 
(Lebendgewicht) 

915,00 

915,00 

1. April 1971 bis 

31. März 1973 1 

j 

Schweinefleisch 

j Grundpreis für geschlachtete Schweine 

1 772,50 

~ 


Tabak 

1 Zielpreise 
j Interventionspreis 



1. Juni 1971 bis 

31. Mai 1972 

Lein und Hanf 

1 

Beihilfe (je ha) 

— Lein 

110 

RE/ha 

110 

RE/ha 

1. August 1971 bis 

31. Juli 1972 


— Hanf 

80 

RE/ha 

80 

RE/ha 



Preise für den Zeitraum vom 1. November 1970 bis 31. Oktober 1971, die vom Rat am 20, Oktober 1970 für 
Olivenöl und am 27. Oktober 1970 für Schweinefleisch festgelegt wurden. 

“) Hinsichtlich der Preise der 19 Arten vgl. Anhang II des in Rede stehenden Verordnungsvorschlags. Die vorge- 
schlagenen Preise sind im Vergleich zum vorhergehenden Wirtschaftsjahr unverändert. 
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C. Finanzielle Rückwirkungen 


Die Tabelle 2 enthält eine Veranschlagung der finan- 
ziellen Rückwirkungen, die sich bei Annahme der 
Vorschläge für die einzelnen betroffenen Sektoren 
ergeben würden. Die Veranschlagung bezieht sich 
auf die Ausgaben sowie auf die Erhebungen an Ab- 
schöpfungen und Abgaben im Wirtschaftsjahr 1971/ 
72 auf den einzelnen Sektoren. Es wurde dabei 
unterstellt, daß der Umfang der einzelnen Produktio- 
nen jeweils nicht berührt würde, da der Produk- 
tionsvorgang für die betreffenden Wirtschaftsjahre 
bereits weitgehend in Gang gekommen ist. Außer- 
dem wurde unterstellt, daß der Umfang der Ein- und 
Ausfuhr und der Interventionen nicht beeinflußt 
würde, ausgenommen bei Reis — für diesen be- 
zwecken die vorgeschlagenen Maßnahmen einen 
flüssigeren Gemeinschaftsmarkt, der sich in einem 
parallel erfolgenden Rückgang der Ein- und Ausfuhr 
bemerkbar machen wird. 

Aus der Tabelle geht hervor, daß die Ausgaben um 
etwa 88 Millionen RE und die Abschöpfungen und 
Abgaben um 85 Millionen RE zunehmen würden. 
Bezogen auf die Gesamtausgaben der Abteilung Ga- 
rantie des EAGFL von etwa 2,5 Milliarden RE und 


auf die Gesamteinnahmen von etwa 900 Millionen 
RE würden die Veränderungen 3,5 Vo bei den Aus- 
gaben und 9,4 ^/o bei den Einnahmen ausmachen. Für 
die Wirtschaftsjahre 1971/72 betrifft die Schätzung 
für die einzelnen Sektoren zwar jeweils einen Zeit- 
raum von 12 Monaten Länge, aber die Zeiträume 
decken sich zeitlich nicht und fallen in sehr unter- 
schiedlicher Weise ins Haushaltsjahr 1971. Die er- 
rechneten Auswirkungen dürften sich voll auf das 
Haushaltsjahr 1972 aus wirken, werden das Haus- 
haltsjahr 1971 jedoch nur teilweise berühren. Für 
1971 dürften die zu erwartenden Ausgabenerhöhun- 
gen sich auf etwa 50 Millionen RE belaufen. Diese 
Änderung bei den Ausgaben für das Haushaltsjahr 
1971 rechtfertigt im Augenblick keinen Haushalts- 
abänderungsvorschlag — einmal, weil die Änderung 
offensichtlich weit unter der Spanne liegt, die wegen 
der beträchtlichen unvorhersehbaren Schwankun- 
gen der Agrarmärkte zwischen effektiven Ausgaben 
und dem gesamten Haushaltsvoranschlag entstehen 
darf, zum anderen, weil nötigenfalls besser zunächst 
das Verfahren der Mittelübertragung von Kapitel zu 
Kapitel anzuwenden wäre. 
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Änderungen der Ausgaben und der Erhebungen an Abschöpfungen und 
Abgaben bei einer Annahme der Vorsdiläge der Kommission 
für die Wirtschaftsjahre 1971 bis 1972 


Erzeugnis 

Änderung bei den 

Ausgaben | Abschöpfungen und Abgaben 

Getreide 

Erstattungen + 15,7 

Interventionen 

Lagerung + 3,4 

Abschöpfungen + 20,5 

Insgesamt +19,1 

+ 20,5 

Reis 

Erstattungen — 15,0 

Abschöpfungen “ 8,6 

Fette: 

— Ölsaaten 

Erstattungen — 0,3 

Interventionen — 5,1 


Insgesamt 5,4 


Zucker 

Erstattungen + 4,2 

Interventionen 

— Lagergeldvergütungen .... +16,0 

— Sonstiges + 0,5 

Produktionsabgabe +13,0 

Lagerabgabe +16,0 

Insgesamt + 20,7 

Insgesamt + 29,0 

Milcherzeugnisse 

Erstattungen + 20,0 

Interventionen + 48,0 

Abschöpfungen + 2,5 

Insgesamt + 68,0 

+ 2,5 

Rindfleisch 

Erstattungen^) + 1,0 

Abschöpfungen + 42,0 

insgesamt . . . 

+ 88,4 

+ 85,4 


Diese Schätzung bezieht sich auf das Wirtschaftsjahr 1971/72. Im Fall Rindfleisch handelt es sich also nur um 
die erste Erhöhung um 5Vo, Die zu erwartenden Auswirkungen dieser Erhöhung sind nicht endgültig, sondern 
verringern sich wegen der steigenden Tendenz der Rindfleischpreise in der Gemeinschaft und der mit dieser Stei- 
gerung Hand in Hand gehenden Senkung des Erhebungskoeffizienten für die Abschöpfungen. Von der zweiten 
Erhöhung um 5 ®/o ist, soweit sich das zunächst sagen läßt, anzunehmen, daß sie sich weitgehend genauso 
auswirken wird wie die erste. 




